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Teil I – Kurzdarstellung 

1. Ursprüngliche Aufgabenstellung  

Im Mittelpunkt des Projekts WESTKÜSTE100 stand eine Supply-Chain-orientierte Energiewende, die 

auf die Dekarbonisierung der Industrie trifft. Dazu planten Partner des Verbundvorhabens 

WESTKÜSTE100 durch den Bau und den realen Betrieb einer 30 MW-Elektrolyse in Heide (Schleswig-

Holstein), die mit erneuerbarem Strom gespeist werden sollte, eine sektorenübergreifende 

Wertschöpfungskette zu schaffen und dadurch Erkenntnisse zu gewinnen, um wirtschaftliche und für 

alle Akteure sinnvolle Geschäfts- und Betriebskonzepte als Basis für die Skalierung auf eine 700-MW-

Elektrolyse zu erörtern. 

Kernstück von WESTKÜSTE100 sollte die Errichtung und der Betrieb eines 30-MW-Elektrolysesystems 

für die Erzeugung von grünem Wasserstoff aus Erneuerbaren Energien sein, der in einer Raffinerie in 

Heide mitverarbeitet werden sollte. Weitere Elemente waren die Ertüchtigung einer Speicherkaverne 

sowie der Aufbau eines Wasserstoffnetzes für den Transport des erzeugten Wasserstoffs. Mit in die 

Systembetrachtung einbezogen wurde die Nutzung des bei der Elektrolyse entstehenden Sauerstoffs 

im Verbrennungsprozess des Zementwerks in Lägerdorf. Hierbei entsteht hochreines CO2, welches als 

Rohstoff verwendet werden kann, z.B. in der Herstellung chemischer Grundstoffe wie auch 

synthetischer Kraftstoffe. Mitbetrachtet wurde daher auch die Synthese von grünem Methanol aus 

grünem Wasserstoff (Elektrolyse) und grünem CO2 (Zementwerk). 

Das zentrale Forschungsziel des Projekts war die „Zusammenschaltung“ des Gesamtsystems über 

derzeit wenig gekoppelte Sektoren. Hierbei müssen unter Beachtung der jeweils geltenden 

Anforderungen und Restriktionen die Massenströme technisch, aber auch betriebswirtschaftlich 

optimiert geregelt werden. Das Konsortium hatte sich zum Ziel gesetzt, über die Wertschöpfungskette 

hinweg ausbalancierte, nebeneinander tragfähige Betriebs- und Geschäftsmodelle zu erörtern.  

Hierfür sollten auch die soziökonomischen Fragestellungen im Hinblick auf die Transformation der 

Gesellschaft beleuchtet und Handlungsempfehlungen für die Weiterentwicklung des regulatorischen 

Rahmens erarbeitet werden. Ein zentraler Forschungsbestandteil des Projekts war es zudem, auf Basis 

der Ergebnisse von WESTKÜSTE100 ein Konzept für die Skalierung des Systems auf eine ca. 700-MW-

Elektrolyseanlage zu erarbeiten, die es ermöglichen würde, das Zementwerk in Lägerdorf komplett zu 

dekarbonisieren. 
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Abbildung 1: Darstellung des Projekts WESTKÜSTE100. Quelle: NordzuWort 2021. 

 

Das Institut für die Transformation des Energiesystems (ITE) der Fachhochschule Westküste (FHW) war 

als einziger wissenschaftlicher Partner im Projekt beteiligt mit Forschungsarbeiten 

• zur Analyse und Modellierung rund um die Optimierung des Gesamtsystems (HAP 6), 

• zu Klimazielen und Szenarien sowie zur Entwicklung einer Roadmap zur vollständigen CO2-

Neutralität in einer Modellregion (AP 7.1), 

• zur Analyse und Weiterentwicklung des für das Projekt maßgeblichen regulatorischen Rahmens 

(AP 7.2),  

• zur Entwicklung und Validierung einer exemplarischen Kommunikationsstrategie zur 

gesellschaftlichen Akzeptanzsteigerung (AP 7.3) sowie 

• zu Wechselwirkungen zwischen der Einführung einer Wasserstoffwirtschaft und Wirtschaft und 

Gesellschaft (AP 7.4). 

2. Voraussetzungen, unter denen das Vorhaben durchgeführt wurde 

Das Vorhaben sollte als „Reallabor“ nach einer Forschungs- und Entwicklungsphase in die reale 

Umsetzung in Form der Errichtung eines 30 MW-Elektrolyseurs sowie weiterer Projektbausteine 

(Wasserstoffinfrastruktur und Verwendung) münden. Entsprechend war die anwendungsorientierte 

Forschung der FHW darauf ausgelegt, zunächst die Vorbereitung der Umsetzung wissenschaftlich zu 

begleiten. In einem zweiten Schritt sollte dann aber auch „im Reallabor“ geforscht werden (z.B. durch 
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Validierung entwickelten Modelle anhand realer Betriebsdaten eines im Projekt geplanten 30-MW-

Elektrolyseurs). 

Infolge der negativen Investitionsentscheidung des Betreiberkonsortiums im November 2023 wurde 

der physische Aufbau nicht realisiert. Daraufhin musste auch in einigen Arbeitspaketen der FHW eine 

methodische Anpassung erfolgen. Zudem konnten aufgrund des vom Projektträger verhängten 

Auszahlungs- und Stellenbesetzungsstopps geplante Arbeiten (z.B. mangels besetzter 

Mitarbeiterstellen) nicht mehr durchgeführt werden. Einzelheiten werden für die einzelnen 

Arbeitspakete in der eingehenden Darstellung (Abschnitt II) näher erläutert. 

3. Planung und Ablauf des Vorhabens 

Die FHW war als einziger wissenschaftlicher Partner am Projekt beteiligt und in einer Vielzahl von 

Arbeitspaketen tätig. Die Bearbeitung der wissenschaftlichen Fragestellungen entsprechend der 

Vorhabensbeschreibung erfolgte jeweils in enger Abstimmung mit den übrigen am Projekt beteiligten 

Partnern. 

Ein erheblicher Einschnitt für nahezu alle Forschungsaktivitäten der FHW ergab sich aus der negativen 

Investitionsentscheidung der Industriepartner im Projekt im Jahr 2023. In der Folge konnten 

anwendungsorientierte Fragestellungen nicht mehr auf Basis realer Daten, sondern nur noch im 

Rahmen von Simulationen bearbeitet werden. Vor allem aber konnten aufgrund des auf die negative 

Investitionsentscheidung folgenden Auszahlungsstopps zahlreiche Forschungsarbeiten nicht mehr 

durchgeführt und/oder zum Abschluss gebracht werden. Einzelheiten werden im Rahmen der 

eingehenden Darstellung zu den einzelnen Arbeitspaketen näher erläutert. 

4. Wissenschaftlicher und technischer Stand, an den angeknüpft wurde 

Die Arbeiten der FHW bearbeiteten Teile im HAP 6 knüpfen an den internationalen Stand von 

Wissenschaft und Forschung in den Bereichen der prozesstechnischen Modellierung von Power-to-X-

Anlagenketten, der mathematischen Betriebsoptimierung sowie der modellprädiktiven Regelung an. 

So gab es zu Projektbeginn etwa wissenschaftliche Vorarbeiten in der Fachliteratur zu den 

Einzelkomponenten der betrachteten Wasserstoff-Methanol-Prozesskette. Auch auf systemischer 

Ebene lieferten wissenschaftliche Projekte wichtige Vorarbeiten für die Infrastrukturauslegung. Hierzu 

zählen transdisziplinäre Studien zum Infrastrukturvergleich sowie dynamische Prozessmodelle zur 

Quantifizierung des Energiebedarfs und zur Untersuchung des Einflusses von Systemparametern auf 

die Gaskonditionierung (z. B. durch das IEK-3 des Forschungszentrums Jülich). Für das operative 

Energiemanagement gekoppelter Sektorensysteme existierten verschiedene Betriebsstrategien, die 

datengetriebene Prognosen mit regelbasierten Heuristiken kombinieren oder robuste 

Einsatzplanungen unter wasserstoffspezifischen Randbedingungen fokussieren. Die modellprädiktive 

Regelung (Model Predictive Control, MPC) ist hierfür ein in der verfahrenstechnischen, 

petrochemischen und chemischen Industrie breit eingesetztes Regelungsverfahren. Die zu 

Projektbeginn vorliegenden wissenschaftlich-technischen Beschreibungen der einzelnen 

Systemelemente zeigten jedoch, dass ein ganzheitlicher, gesamt-systemischer Ansatz in Bezug auf die 

Sektorenkopplung – wie er in WESTKÜSTE100 untersucht wurde – bisher noch nicht Gegenstand realer 

Projekte außerhalb des Labormaßstabs war. Dies betrifft sowohl die systemische Ebene und die 

Standortebene als auch die Unit-Ebene sowie die Ebene der realen Versorgungssicherheit. Das 
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Vorhaben schließt diese Lücke, indem es auf den genannten methodischen Ansätzen aufbaut und diese 

erstmals in einer gekoppelten Gigawatt-Prozesskette simulationsbasiert zusammenführt.  

Regulatorische Rahmenbedingungen (AP 7.2) für eine Wasserstoffwirtschaft allgemein und sowie für 

die im Projekt berührten Fragen zur Erzeugung und Verwendung von grünem Wasserstoff waren zu 

Projektbeginn nur rudimentär vorhanden. Entsprechend gab es zu Projektbeginn kaum 

rechtswissenschaftliche Literatur, an die angeknüpft werden konnte. Gleiches gilt – abgesehen von 

den bereits in der Vorhabenbeschreibung genannten – auch für Forschungsprojekte. 

In den übrigen in HAP 7 bearbeiteten Feldern gab es zwar – bereits in der Vorhabenbeschreibung 

identifizierte – punktuelle Vorarbeiten. Weitere Forschungsansätze und Methoden (etwa im Bereich 

der Treibhausgasbilanzierung, im Rahmen der Szenarioanalyse oder aus dem Bereich der 

Akzeptanzforschung), an die angeknüpft werden konnte, wurden im Projektverlauf aufgearbeitet und 

sind in der eingehenden Darstellung der jeweiligen Arbeitspakete aufgeführt. Forschungsprojekte, die 

die im Projekt WESTKÜSTE100 untersuchten sozioökonomischen Forschungsfragen, insbesondere im 

Hinblick auf eine reale Umsetzung einer kompletten, auf grünem Wasserstoff basierenden 

Wertschöpfungskette im regionalen Umfeld zum Gegenstand, gab es – wie bereits in der 

Vorhabenbeschreibung dargestellt – jedoch nicht. 

5. Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

Die FHW arbeitete im Rahmen des Projekts WESTKÜSTE100 mit einer Vielzahl von Stellen zusammen: 

Ein intensiver Austausch fand zu nächst innerhalb des Konsortiums mit den Projektpartnern statt. 

Darüber hinaus gab es eine vielfältige Zusammenarbeit und einen Austausch mit Partnern außerhalb 

des Projekts aus dem Bereich der Wissenschaft (z.B. Universitäten Hamburg und Flensburg, 

Transferforschung im Rahmen des Projekts Trans4Real oder Institut für Klimaschutz, Energie & 

Mobilität e.V., Berlin), Verwaltung (z.B. Bundes- und Landesministerien), Politik (Bundes- und 

Landespolitik), Gremien (z.B. Wasserstoffbeirat der Region Heide) sowie mit Transfereinrichtungen 

(z.B. dena, EKSH GmbH). Einzelheiten sind in der eingehenden Darstellung für die einzelnen 

Arbeitspakete näher ausgeführt. 
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Teil II. Eingehende Darstellung 

1. Durchgeführte Arbeiten und Ergebnisse 

Das Institut für die Transformation des Energiesystems (ITE) der Fachhochschule Westküste (FHW) war 

als einziger wissenschaftlicher Partner im Projekt beteiligt mit Forschungsarbeiten 

• zur Analyse und Modellierung rund um die Optimierung des Gesamtsystems (HAP 6), 

• zu Klimazielen und Szenarien sowie zur Entwicklung einer Roadmap zur vollständigen CO2-

Neutralität in einer Modellregion (AP 7.1), 

• zur Analyse und Weiterentwicklung des für das Projekt maßgeblichen regulatorischen Rahmens 

(AP 7.2),  

• zur Entwicklung und Validierung einer exemplarischen Kommunikationsstrategie zur 

gesellschaftlichen Akzeptanzsteigerung (AP 7.3) sowie 

• zu Wechselwirkungen zwischen der Einführung einer Wasserstoffwirtschaft und Wirtschaft und 

Gesellschaft (AP 7.4). 

Einzelheiten zu den durchgeführten Arbeiten und den erzielten Ergebnissen werden für die einzelnen 

Arbeitspakete im Folgenden näher ausgeführt. 
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1.1. Forschungsarbeiten zur Gesamtsystemintegration (HAP 6) (K. Völtzer/A. Hackbarth) 

Die Fachhochschule Westküste (FHW) übernahm im HAP 6 vor allem analytische und modellierende 

Aufgaben rund um die Optimierung des Skalierungsszenarios (Abbildung 2). Am Anfang der 

Prozesskette steht die lokale Erzeugung von grünem Strom: Direkt in der Region wird elektrische 

Energie aus Windkraft- und Photovoltaikanlagen gewonnen – über Offshore-Windparks in der Nordsee 

sowie Photovoltaikanlagen im Raum Heide. Dieser regenerativ erzeugte Strom bildet die Grundlage für 

die gesamte nachfolgende Wertschöpfungskette. In der PEM-Elektrolyse wird aus diesem grünen 

Strom grüner Wasserstoff (H₂) und Sauerstoff (O₂) produziert. Der Sauerstoff wird genutzt, um ein 

Oxyfuel-Verfahren für die Zementklinkerproduktion zu ermöglichen. Das entstehende Abgas besteht 

zu 99,97 % aus Kohlenstoffdioxid (CO₂). Durch den hohen Reinheitsgrad ist die Aufbereitung, um das 

CO₂ mit dem H₂ zu Methanol zu synthetisieren, gering im Vergleich zu einem herkömmlichen 

Abgasstrom mit Umgebungsluft. Aufgrund der Fluktuation der erneuerbaren Energiequellen sind 

Speicher für H₂, O₂ und CO₂ notwendig. 

 

 

Abbildung 2: Prozesskette für die Modellierung des Gesamtsystems. Quelle: D. Wekerle 2024. 

 

Hierfür wurden Fahrweisen und Regelungskonzepte für einen optimalen Betrieb entwickelt. Aufgrund 

der negativen Investitionsentscheidung (FID) des Betreiberkonsortiums für die geplante 30-MW-

Anlage entfiel die Möglichkeit zur Validierung an realen Betriebsdaten. Die FHW reagierte darauf mit 

einer methodischen Verlagerung hin zu einer signifikant vertieften, simulationsbasierten 

Gesamtmodellierung. Die Ergebnisse gliedern sich nach den Arbeitspaketen wie folgt: 

1.1.1. Schnittstellendefinition, Parametrierung und Konzeptionierung 700-MW-
Gesamtsystem (AP 6.2) 

Ziel von AP 6.2 war die Definition der Systemgrenzen und Modellanforderungen. 

Ergebnis:  
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Die FHW erarbeitete mit den Partnern die notwendigen physikalischen und verfahrenstechnischen 

Parameter, konsolidierte diese in einem „Assumption-Book“ und schuf so die verlässliche 

Datengrundlage für die dynamischen Simulationsmodelle. Eine Auswahl von Annahmen sind in Tabelle 

1 dargestellt. 

Tabelle 1: Wirtschaftliche Randbedingungen für Erzeugung und Speicherung. 

Anlage / 
Komponente 

CAPEX (in TEUR / 
Bezugsgröße) 

Bezugsgröße 
(nom.) 

OPEX (in % 
der CAPEX) 

Windpark 2500  MW 2 

PV-Anlage 700 MW 2 

Elektrolyseur 1600 MW 3 

Methanolsynthese 8000 t/h 5 

H₂-Kaverne 300 T 3 

O₂-Speicher 1,9 T 2 

CO₂-Speicher 1,9 T 10 

 

1.1.2. Gesamtsystemoptimierung und Konzepte (30-MW-Szenario) (AP 6.3) 

Ziel von AP 6.3 waren Handlungsanweisungen und Modelltests für den operativen Betrieb des 

geplanten 30-MW-Elektrolyseurs. Es wurden mit den Partnern Forschungsfragen identifiziert. Hieraus 

wurden dann die notwendigen Modelle abgeleitet. Auf dieser Basis wurden dann die Modelle definiert, 

notwendige Detailtiefe sowie auch die Software-Tools festgelegt.  

Ergebnis:  

Es konnte auf den Vorarbeiten aus HAP1 aufgebaut werden. Die FHW erstellte eine umfassende 

Matlab-Simulink-Bibliothek der Systemkomponenten. Da die physische 30-MW-Anlage nicht realisiert 

wurde, wurde sich auf eine simulative Untersuchung beschränkt. 

1.1.3. Gesamtsystemoptimierung und Konzepte (700-MW-Szenario) (AP 6.4) 

Ziel von AP 6.4 war die Entwicklung von Modellen für effiziente Fahrweisen und 

Wirtschaftlichkeitsanalysen. 

Ergebnis:  

In Kooperation mit den anderen Partnern wurde festgestellt, dass eine bei Projektbeantragung 

angenommene Elektrolyseleistung von 700 MW unzureichend ist, um die zu Verfügung stehenden 

industriellen CO₂-Mengen aus dem Zementwerk (Holcim) und der Raffinerie Heide fluktuierend zu 

verarbeiten. Die Skalierungsstufe wurde fundiert auf ca. 2,8 GW erhöht. In Zusammenarbeit mit der 

Universität Hamburg wurde ein neuer, hochanpassungsfähiger, stochastischer Optimierungsrahmen 

für mehrphasige, mehrenergetische, grüne Wasserstoff-Wertschöpfungsketten, der die Optimierung 

der Systemkomponentenabmessung und -betriebsführung sowie der Speicherstrategie in einem 

integrierten Ansatz verbindet, entwickelt. Das Modell berücksichtigt alle wesentlichen wirtschaftlichen 

und technischen Zusammenhänge. Durch die entwickelte Linearisierungstechnik konnte eine rein 
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lineare Modellformulierung erfolgen. Dies erlaubt eine umfassende Berücksichtigung von 

Unsicherheiten. Hierbei werden mittels Dekomposition die erheblichen Unsicherheiten in Bezug auf 

die Energieversorgung aus erneuerbaren Quellen in den Entscheidungsprozess integriert, wie zum 

Beispiel 100 % CO₂-Nutzung vs. kostenoptimiertes Abblasen von ca. 8 % (Cors T., Fliedner M., Völtzer 

K., Hustadt D. (2024). Green hydrogen value chain design under uncertainty, Design and Planning of 

Complex Systems - Police Force and Energy Planning. Dissertation Uni Hamburg, pp. 95–151). So 

konnte unter anderem ein LCO−MeOH-Preis (Levelized Cost of Methanol) von ca. 1.800 Euro/t 

gefunden werden, trotz einem in der Kostenfunktion angenommen Abblaspreis für CO₂ von 

3.400 Euro/t. Dies resultierte in einem Abblasen von 8,4 % der gesamten CO₂-Menge. Es wurden in der 

Optimierung weder Leitungskosten noch Transportkosten berücksichtigt. Für dieses Konfiguration 

wurden folgende optimale Komponentengrößen ermittelt: 

• 300 MWpeak PV-Leistung und 2,8 GWpeak Windparkleistung 

• 2,8 GW Nennleistung Elektrolyseur 

• Die Größe des Oxyfuel-Verfahrens in der Zementproduktion wurde von Holcim festgelegt. 

• 201 t/h Methanolsynthese (Modell basiert auf Daten von Thyssenkrupp). 

• O₂-Speicher: 10.000 t 

• CO₂-Speicher: 130.000 t 

• Nutzbare H₂-Speichergröße: 700 t 

Diese so optimierte Konfiguration wurde wiederum in einem Matlab-Simulink Modell umgesetzt und 

mittels Wetterdaten der letzten 15 Jahre validiert. Die elektrische Leistungsausgabe des Wind- und PV-

Parks wird für eine gegebene Windgeschwindigkeit oder globale Strahlung berechnet. Ein 

turbulenzoptimiertes Windparkmodell wurde vom Projektpartner Ørsted eingesetzt, um die 

Leistungsausgabe eines Offshore-Windparks an in der Nordsee zu berechnen. Dieses Modell 

konzentriert sich auf die Wirbelverluste im Windpark. Für den PV-Park wurden die PVGIS/SAHRA-

Daten aus der Datenbank der Europäischen Kommission für einen Standort in der Nähe von Heide, 

Schleswig-Holstein verwendet, um globale Strahlungsdaten zu erhalten. Beide Datensätze reichen vom 

1. Januar 2005 bis zum 31. Dezember 2020. Die resultierenden Leistungen wurden auf der Basis von 1 

MW berechnet, um jeweils eine Spitzenleistung von 2,8 GW und 0,3 GW zu erreichen. Besonderes 

Augenmerk wurde dabei auf die Untersuchung der Zeitreihen hinsichtlich von Dunkelflauten gelegt, 

welche Zeiträume mit minimaler Wind- und PV-Energieerzeugung beschreibt. 

Um Dunkelflauten zu identifizieren und eine künstliche Aufspaltung in mehrere, kürzere Ereignisse zu 
vermeiden, wurde mit einem Schwellwert für die Leistung als auch für die Zeit gearbeitet. Abbildung 
3a zeigt die Dauer der zehn längsten Ereignisse bei Schwellwerten zwischen 10 % und 40 % der 
maximalen Leistung, wobei die Farben die Länge der Dunkelflauten darstellen. Zusätzlich wurde ein 
Parameter für die Schwellstunden hinzugefügt, um eine Aufspaltung der Ereignisse bei kurzfristig 
mittlerer bis hoher Leistung zu vermeiden. Wenn die Zeitspanne zwischen zwei identifizierten 
Ereignissen kürzer ist als der Schwellstundenwert, werden die beiden Ereignisse zu einem 
zusammengefasst. In Abbildung 3a wurde dieser auf 8 Stunden festgelegt. Abbildung 3b zeigt die Dauer 
der 10 längsten Ereignisse in Abhängigkeit vom Schwellenstunden bei einem Leistungsschwellenwert 
von 30 %. 
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Abbildung 3a) Dauer der längsten Dunkelflauten abhängig des Leistungsschwellenwerts bei 8 Schwellwertstunden. b) Dauer 
der längsten Dunkelflauten abhängig der Schwellwertstunden bei einem Leistungsschwellenwert von 30 %. 

Kritisch bei Dunkelflauten ist, dass die Zementherstellung – also das Oxyfuel-Verfahren – 
aufrechterhalten werden muss und sich nicht wie die Methanolsynthese herunterfahren lässt. Das 
bedeutet, dass eine ausreichende Menge Sauerstoff aus dem Elektrolyseprozess bereitgehalten 
werden muss und möglichst viel CO₂ aus dem Oxyfuel-Verfahren zwischengespeichert werden muss. 
Hierfür wurden in AP 6.7 entsprechende Fahrweisen entwickelt. 

1.1.4. Skalierungskonzept (AP 6.7) 

Ziel von AP 6.7 war die Modellierung des Regelverhaltens der hochskalierten Anlage. 

Ergebnis:  

Zur Beherrschung der extremen Dynamik (Dunkelflauten) und der optimalen Fahrweise der gesamten 

Prozesskette unter Berücksichtigung der Nebenbedingungen (z.B. kontiniuierlicher O₂-Bedarf in der 

Zementproduktion (Oxyfuel), Restriktionen Speicher) und der fluktuierenden Stromproduktion wurde 

ein modell-prädiktiver Regler (MPC, Abbildung 4) mit Move-Blocking entwickelt. Parallel wurden in 

zwei Masterarbeiten Reinforcement-Learning-Agenten erfolgreich trainiert, um die Prozesskette zu 

Regeln.  

 

Abbildung 4: Schematische Darstellung der Funktionsweise eines MPC 

Für die Ergebnisse wurde die Prozesskette über 15 Jahre mit Leistungszeitreihen von PV- und Windpark 

der gewählten Standorte simuliert und optimale saisonale Sollspeicherstände abgeleitet. 
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Dieser saisonale Zeitplan wurde in einer Simulation mit einer Abtastzeit von 1 Stunde und einem 

Vorhersagehorizont n von 2 Monaten erstellt, wobei die Störgrößen, sprich der regenerative 

Energieertrag, als bekannt angenommen wurde. Jedes der 15 Jahre wurde dabei separat betrachtet, 

und die resultierenden Kurven wurden anschließend gemittelt. Der MPC arbeitet in der Optimierung 

mit einer monetären Kostenfunktion: 

𝑚𝑎𝑥
𝑢0,…,𝑢𝑁−1

∑ 𝑚𝐻2(𝑘) ∙ 𝑝𝐻2 + 𝑚𝑚𝑒𝑡ℎ𝑎𝑛𝑜𝑙(𝑘) ∙ 𝑝𝑚𝑒𝑡ℎ𝑎𝑛𝑜𝑙 + 𝐸𝑒𝑙𝑒𝑐𝑡𝑟𝑖𝑐𝑖𝑡𝑦(𝑘) ∙ 𝑝𝑒𝑙𝑒𝑐𝑡𝑟𝑖𝑐𝑖𝑡𝑦

𝑁−1

𝑘=0

+ 𝑚𝐶𝑂₂ blowoff(𝑘) ∙ 𝑝𝐶𝑂₂  blowoff 

Dabei steht 𝑚𝐻2 für den Überschuss an Wasserstoff, 𝑚𝑚𝑒𝑡ℎ𝑎𝑛𝑜𝑙 für die Menge an Methanol, 

𝐸𝑒𝑙𝑒𝑐𝑡𝑟𝑖𝑐𝑖𝑡𝑦 für den Überschuss an elektrischer Energie und 𝑚𝐶𝑂₂blowoff für das CO₂, das aufgrund voller 

Speicher abgeblasen wird, wobei 𝑝𝐶𝑂₂blowoff negativ ist. Die zukünftigen Preise für Wasserstoff, 

Methanol, Strom und die Kosten für das Abblasen von CO₂ sind nicht leicht zu beziffern, daher werden 

für die Kostenfunktion konservative Annahmen für zukünftige Preise gemäß Tabelle 2 angenommen. 

 

Tabelle 2: Konservative Annahmen für Verkaufspreise bzw. Kosten für 
das Abblasen der Produkte. 

Symbol Produkt Preis max min Einheit 

pH₂ Wasserstoff 3000 4000 2000 € / t 

pmethanol Methanol 2000 2200 1800 € / t 

pelectricity Strom  100 200 50 € / MWh 

pCO₂ blowoff Kohlendioxid -200 -250 -150 € / t 

 

Mit diesem erstellten saisonalen Fahrplan war es möglich, die Anlage mit einem MPC mit einem an 

den gängigen Wettervorhersagen angepassten Prädiktionshorizont zu betreiben, ohne dass CO2 im 

Laufe der 15 Jahre abgeblasen werden musste. Würde man diese Regelstrategie wieder in den 

Skalierungsprozess zurückspiegeln, wären auch kleinere Speicher für CO2 denkbar. Die Ergebnisse 

wurden auf einer internationalen Konferenz vorgestellt (David Wekerle, Axel Hackbarth and Klaas 

Völtzer, Efficiency Improvements for A Synergetic Hydrogen-Methanol Process Chain Using A Seasonal 

Schedule, 2025 11th International Conference on Control, Decision and Information Technologies 

CoDIT 2025 | Split, Croatia / July 15-18, 2025). In der Simulation wurde das Oxyfuel-Verfahren in der 

Zementproduktion ganzjährig angenommen. Der Elektrolyseur erreicht im Mittel 4.495, die 

Methanolsynthese 4.862 Volllaststunden. Ab einem Prädiktionshorizont von 276 h ergeben sich bei 

5 % Zinssatz Methanolgestehungskosten von 1.818 €/t. Bei einem angenommenen Marktpreis von 

2.000 €/t für grünes Methanol und der CAPEX- und OPEX-Annahmen aus Tabelle 1 wird der Break-

Even-Punkt nach rund 5 Jahren erreicht. Abbildung 5 zeigt die zugehörigen Einnahmen und Kosten 

über einen Zeitraum von 16 Jahren. 
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Abbildung 5: Ökonomische Analyse über einen Zeitraum von 16 Jahren. 

 

1.1.5. Balancierte Betriebs- und Geschäftsmodelle (AP 6.8) 

Ziel von AP 6.8 war die Entwicklung ausbalancierter Geschäftsmodelle entlang der 

Wertschöpfungskette. 

Ergebnis:  

Aufgrund der negativen FID für die 30-MW-Anlage entfiel die reale Basis für belastbare 

Betriebsmodelle. Dieses Arbeitspaket wurde entsprechend ausgesetzt, die Mittel wurden nicht 

abgerufen.  
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1.2. Forschungsarbeiten zu Klimazielen, Szenarien und Roadmap zur CO2-Neutralität 
(AP 7.1) (T. Fedosenko-Becker) 

1.2.1. Einführung 

Gegenstand der Forschung in AP 7.1 waren Arbeiten zu Klimazielen und Szenarien sowie zur 

Entwicklung einer Roadmap zur vollständigen Treibhausgasneutralität der Modellregion Schleswig-

Holstein. Diese Ziele waren von einer Vollzeitstelle zu Projektbeginn innerhalb von 1,5 Jahren zu 

erarbeiten. Begünstigt wurde die Arbeit am AP 7.1. durch die Unterstützung für den Hochlauf einer 

Wasserstoffwirtschaft seitens der Politik. Dies gilt auch für die herausfordernde Aufgabe der 

Datenbeschaffung, bei der verschiedene Landeseinrichtungen das AP unterstützt haben. Die 

Ergebnisse der Arbeiten wurden in den regelmäßigen Projekttreffen des APs der EARH und der Thüga 

AG vorgestellt und über die HAP-Leiterrunden auch mit allen weiteren Projektpartnern geteilt. 

Bedauerlicherweise konnten nicht zuletzt aufgrund des Mehraufwands bei der Datenbeschaffung 

keine komplexeren Szenarien mehr erstellt werden, so dass auch die Roadmap zur CO2-Neutralität in 

Schleswig-Holstein unvollständig blieb. 

Für die Untersuchung wurden zunächst die benötigten Daten zur Erstellung der THG-Bilanzen 

zusammengetragen. Diese Daten mussten dabei zu einem nicht unerheblichen Teil als Primärdaten 

erhoben werden. Sie wurden aus unterschiedlichsten Quellen recherchiert und beschafft. Die Daten 

wurden so weit möglich vereinheitlicht und für die Darstellung der THG-Emissionen, wo erforderlich, 

in CO2-Äquivalente umgerechnet. Anschließend wurde mittels einer Analyse der verfügbaren 

Emissionsdaten eine Bewertung bereits bestehender Maßnahmen zur Reduktion von THG-Emissionen 

getroffen. Auf Basis dieser Daten wurden lineare Extrapolationen für THG-Emissionen und 

Energiebedarf in Schleswig-Holstein für das Jahr 2045 vorgenommen. Auf diese Art wurden 

unterschiedliche Technologiepfade und Szenarien in Bezug auf den zu erwartenden Energiebedarf in 

2045 verglichen.  

Gemein ist allen betrachteten Technologiepfaden, dass sie direkt zur Klimaneutralität hinführen. Die 

Berücksichtigung dieser Vorgabe führt zudem zu der Einsicht, das hybride Technologien – sogenannte 

Brückentechnologien aus klimaneutralen und nicht-klimaneutralen Energieträgern – nicht dauerhaft 

eingeführt werden können, wenn die Ziele erreicht werden sollen. Ob die Kima-Ziele sodann erreicht 

werden, hängt ferner von der Umsetzungsgeschwindigkeit ab, mit der die neuen Technologien die 

herkömmlichen ersetzen. Der Unterschied in den Szenarien liegt dabei in dem zu erwartenden 

Primärenergiebedarf nach Erneuerbaren. Dieser Bedarf muss entweder durch Produktion in Schleswig-

Holstein selbst oder durch Importe von klimaneutralen Energieträgern gedeckt werden.  

1.2.2. Ziele 

Die Ziele des Landes Schleswig-Holstein sind im „Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in 

Schleswig-Holstein (Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein - EWKG) 

Vom 7. März 2017“ und deren Erweiterung vom Dezember 2021 nachzulesen und im „Gesetz- und 

Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein“ festgehalten. Das Land Schleswig-Holstein folgt damit den 

Vorgaben des Bundes und versucht die THG-Emissionen des Landes bis zum Jahr 2030 um 65 % zu 

mindern und bis zum Jahr 2040 um 88 % zu reduzieren, beides bezogen auf das Basisjahr 1990. Bis zum 

Jahr 2045 sollen die THG-Emissionen so weit reduziert werden, dass bundesweit Klimaneutralität 

erreicht wird.  
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Des Weiteren sollen die mit den Sektorzielen für 2030 im Bundes-Klimaschutzgesetz verbundenen 

prozentualen Minderungsraten in den Sektoren gegenüber dem Durchschnitt der Jahre 2017 bis 2019 

auch in Schleswig-Holstein erreicht und möglichst übertroffen werden (Schleswig-Holstein 2017). 

Diese Sektor-Ziele beschreiben eine Reduktion um 50 % der Emissionen der einzelnen Sektoren 

bezogen auf den Mittelwert der Jahre 2017, 2018 und 2019. 

Abbildung 6 zeigt die graphische Darstellung der Ziele auf. In Blau sind die THG-Emissionen der letzten 

Jahre, bezogen auf das Basisjahr 1990 dargestellt. In Orange sind die Vorgaben nach dem Gesetz zur 

Energiewende und zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein aufgezeigt.  

Deutlich ist zu erkennen, dass der Reduktionstrend der zum Zeitpunkt der Untersuchung letzten Jahre 

nicht ausreichend ist, um die geforderten Ziele zu erreichen. Eine Erweiterung und Verbesserung der 

bisher getroffenen Maßnahmen zur Reduktion der THG-Emissionen ist daher unerlässlich. 

 

Abbildung 6: Verlauf der THG-Emissionen in SH der letzten Jahre in blau, bezogen auf das Basisjahr 1990 und die gültigen 
Reduktionsziele in orange.   

Es ist zu erkennen, dass in den letzten Jahren eine Reduktion der THG-Emissionen in Schleswig-Holstein 

von ca. 10 % über einen Zeitraum von 10 Jahren erreicht wurde. Nach den neuen Vorgaben ist 

hingegen eine Reduktion von ca. 23 % über einen Zeitraum von 10 Jahren anzustreben. Um die 

Versäumnisse der letzten Jahre wieder einzuholen und sich den Vorgaben anzunähern ist eine 

Reduktion der THG-Emissionen von gut 30 % über einen Zeitraum von 10 Jahren erstrebenswert. 

Abbildung 7 zeigt die prognostizierte Entwicklung der jährlichen THG-Emissionen zur Erreichung der 

Vorgaben bei gleichbleibendem Reduktionstrend. 
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Abbildung 7: Benötigte Einlagerung / Reduktion zur Erreichung der Klimavorgaben bei Beibehaltung einer Reduktion von ca. 
10 % über einen Zeitraum von 10 Jahren.   

Hierbei wird unterschieden zwischen energiebedingten Emissionen (blau), welche z.B. durch die 

Verbrennung von fossilen Energieträgern entstehen und anderen Emissionen (orange), welche z.B. 

durch Prozesse in der Industrie oder der Landwirtschaft hervorgerufen werden. In grau dargestellt ist 

die Menge der jährlichen CO2äq-Emissionen, welche zur Einhaltung der Vorgaben entweder eingespart 

und somit nicht in die Atmosphäre gelangen dürfen oder der Atmosphäre wieder entnommen werden 

müssen. Hierbei ist es irrelevant, ob die Entnahme durch landwirtschaftliche Maßnahmen oder durch 

technische Maßnahmen wie Carbon Capture and Storage (CCS) erfolgt. 

1.2.3. Überblick Sektoren 

Es wurden die Sektoren stationärer Energieverbrauch, der Sektor prozessbedingte Emissionen, der 

Sektor Verkehr und der Sektor Landwirtschaft betrachtet. Hierbei wird der Sektor stationärer 

Energieverbrauch in die Subsektoren Haushalte, Industrie und GHD unterteilt. Der in den 

verschiedenen Bilanzierungsmethoden angegebene Subsektor Kommunale Einrichtungen ist in den 

Daten zu dem Subsektor GHD mit enthalten. Emissionen aus der Verarbeitung von Kohle, Öl und Gas 

sind soweit verfügbar mit in den Sektor prozessbedingte Emissionen eingeflossen. Für den Sektor 

Verkehr wurde ein territorialer Bilanzierungsansatz gewählt, um eine Vergleichbarkeit zu den 

restlichen Sektoren gewährleisten zu können. Die Daten für die Sektoren wurden aus den Daten des 

Statistikamts Nord (2023) und dem Länderarbeitskreis Energiebilanzen (2001) gewonnen. Es ist zu 

beachten, dass die Emissionsdaten dieser Quelle, insbesondere vom Länderarbeitskreis 

Energiebilanzen, lediglich CO2 erfassen. Um eine Darstellung möglichst aller Klimagase zu erhalten, 

wurden für die Bestimmung der THG-Emissionen die Emissionsfaktoren aus der „Empfehlungen zur 

Methodik der kommunalen Treibhausgasbilanzierung…“  verwendet.  
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Abbildung 8: Aufstellung der Sektoren und der Bilanzierungsmethoden, welche diese Sektoren betrachten.  

Der Sektor Landwirtschaft wird in die Subsektoren Landnutzung und Tierhaltung unterteilt. Um 

Emissionsdaten für diesen Sektor zu erhalten, wurden die Daten des Klima-Navis (2021) verwendet. 

Der Sektor Abfall wird aufgrund fehlender Daten nicht betrachtet. Es ist jedoch davon auszugehen, 

dass die Emissionen in diesem Sektor als eher gering im Vergleich zu den anderen Sektoren ausfallen.  

1.2.3.1. Sektor stationäre Energie (ohne Mobilität) 

1.2.3.1.1. Bestand im Sektor stationäre Energie (ohne Mobilität) 

Für den Sektor stationäre Energie kann eine leichte Abnahme der THG-Emissionen in dem Zeitraum 

von 2010 bis 2020 beobachtet werden. Abbildung 9 zeigt den Verlauf der THG-Emissionen in 

Megatonnen CO2äq (Orange) und die Entwicklung des zugehörigen Energiekonsums in 

Terrawattstunden (Blau).  

 

Abbildung 9: Verlauf der THG-Emissionen und des Energieverbrauches in Schleswig-Holstein ohne Mobilität zwischen den 
Jahren 2010 und 2020.  
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Eine genauere Betrachtung der Subsektoren des Sektors stationäre Energie wie Industrie, Haushalte 

und GHD zeigt zwei Ursachen für die Einsparung bei den THG-Emissionen. Zum einen kann in einigen 

Subsektoren eine Reduktion der benötigten Energiemenge beobachtet werden und zum anderen 

findet auch eine Verringerung der THG-Emissionen pro benötigter TWh statt. Letzteres ist auf einen 

Wechsel des Energieträgers hin zu einem klimafreundlicheren Energieträger zurückzuführen.  

 

Abbildung 10: Verlauf der THG-Emissionen der einzelnen Subsektoren ohne Mobilität.  

Abbildung 11zeigt den Verlauf der Emissionsfaktoren für die Subsektoren Industrie, Haushalte und 

GHD. In dem Zeitraum von 2010 bis 2020 kann eine Verringerung der THG-Emissionen pro 

Terrawattstunde eingesetzter Energie im Mittel von ca. 0,06 Megatonnen verzeichnet werden.  

 

Abbildung 11: Entwicklung der Emissionen für die Subsektoren Industrie, Haushalte und GHD.  

Diese Verringerung ist zum einen auf einen Wechsel von dem Energieträger Heizöl für die 

Wärmegewinnung hin zu dem Energieträger Erdgas zurückzuführen und zum anderen auf eine 

deutliche Verringerung der THG-Emissionen bei dem Energieträger Strom. So hat sich zum Beispiel die 

THG-Emission des Bundesstrommix von 0,614 Tonne CO2äq pro Megawattstunde im Jahr 2010 auf 

0,554 Tonnen CO2äq pro Megawattstunde im Jahr 2017 verringert (IFEU 2014).  
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Die Einsparung durch die Emissionsfaktoren wird insbesondere in dem Subsektor Haushalte von einer 

Einsparung des Energiebedarfs unterstützt. In den Subsektoren Industrie kann lediglich eine leichte 

Einsparung bei dem Energiebedarf festgestellt werde und in dem Subsektor GHD ist sogar ein Zuwachs 

des Energiebedarfs zu verzeichnen. Die gesamten Emissionen in dem Subsektor GHD sind in dem 

betrachteten Zeitraum nahezu konstant, da die Einsparungen durch die Verwendung sauberer 

Energieträger durch einen höheren Bedarf an Energie ausgeglichen werden.  

Um zu klären, ob die Einsparung durch Gebäudesanierung und vor allem Wärmedämmung entstanden 

ist, werden die Verbrauchsdaten für die Energieträger „Heizöl-Leicht“ und „Erdgas“ in dem Zeitraum 

von 1990 bis 2019 für die Subsektoren GHD und Haushalte genauer betrachtet.  

 

Abbildung 12: Verlauf des Energieverbrauches in TWh für Haushalte und GHD im Wärmesektor von 1990 bis 2019.  

Abbildung 12 zeigt die Entwicklung des Energieverbrauches für den Wärmesektor der Subsektoren 

Haushalte und GHD in Schleswig-Holstein. Deutlich ist eine Verschiebung weg von dem Energieträger 

Heizöl, hin zu dem Energieträger Erdgas zu erkennen. Besonders ausgeprägt ist diese Verschiebung im 

Subsektor GHD, wohingegen der Wechsel bei Haushalten geringer ausfällt. Interessant ist vor allem 

die Tatsache, dass sich der gesamte Energiebedarf in den Jahren von 2010 bis 2019 so gut wie nicht 

geändert hat.  

Die Daten zeigen zudem auf, dass Gebäudesanierungen in Schleswig-Holstein, insbesondere bei der 

Wärmedämmung, bisher nur eine untergeordnete Rolle für die Einsparung von THG-Emissionen 

gespielt hat. Die bisherigen Einsparungen gehen die Substitution von Energieträgern zurück. Für den 

Wärmesektor im niedrigen Temperaturbereich wie der Gebäudewärme, sind daher 

Umbaumaßnahmen bei den Energieträgern hin zu mehr Klimaneutralität wie Wasserstoff betriebene 

Brennwertthermen und Wärmepumpen Umbaumaßnahmen zur Gebäudedämmung anzustreben.  

1.2.3.1.2. Ausblick im Sektor stationäre Energie 

Abbildung 13 zeigt den projizierten Energiebedarf im Sektor stationäre Energie für Schleswig-Holstein 

im Jahr 2045. Je nach gewähltem Szenario ist von einem Energiebedarf dieser Sektoren zwischen 42,5 

TWh und 25 TWh auszugehen. In jedem Szenario wird eine Reduktion der THG-Emissionen um 98,5% 

durch die Substitution fossiler Energieträger angestrebt. Da alle Technologiepfade klimaneutral sein 
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müssen, stellt eine reine Brennstoffsubstitution keine Option dar. Im Bereich der Gebäudewärme kann 

aber durch verschiedene Maßnahmen, wie der Verwendung von Wärmepumpen, eine deutliche 

Reduktion des Energiebedarfs im Vergleich zur alleinigen Substitution von fossilen Energieträgern 

durch Wasserstoff oder Biogas erreicht werden.  

Für die Extrapolation des Energiebedarfs in Schleswig-Holstein wurde eine Einsparung von 0,8 % im 

Vergleich zu Vorjahr angenommen. Die Höhe des verbleibenden Energiebedarfs richtet sich nach der 

Effizienz der Nutzung der eingesetzten Energie.  

 

Abbildung 13: Extrapolierter Energiebedarf für den Sektor stationäre Energie in Schleswig-Holstein unter hauptsächlicher 
Verwendung bestimmter Technologien im Bereich Gebäudewärme. Hierbei steht H2 für die hauptsächliche Verwendung von 
Wasserstoff in Brennwertthermen und WP steht für die Hauptsächliche Verwendung von elektrischen Wärmepumpen. 

Die reine Nutzung von Biogas oder grünem Wasserstoff in Brennwertthermen ist am ineffizientesten, 

da der Energieaufwand zur Produktion dieser Energieträger verlustbehaftet ist. Im Fall von grünem 

Wasserstoff kann die Effizienz deutlich verbessert werden, wenn die bei der Herstellung anfallende 

Abwärme der Elektrolyseure in Wärmenetzen als Gebäudewärme verwendet wird. Ein noch höherer 

Effizienzgewinn ist durch die Verwendung von Wärmepumpen im Bereich der Gebäudewärme 

erzielbar. Die Kombination aus Wärmepumpen und der Nutzung jener Abwärme, welche durch die 

Produktion von grünem Wasserstoff entsteht, ist am effektivsten. Es ist anzumerken, dass es sich bei 

den jeweiligen Szenarien um Extreme handelt. Es ist davon auszugehen, dass es nicht praktikabel ist, 

in allen Bestandsgebäuden eine Wärmepumpe einzurichten. Ältere Gebäude bedürfen oft einer 

höheren Vorlauftemperatur, welche die Effektivität von Wärmepumpen reduziert. Daher sollte zwar 

ein möglichst flächendeckender Einsatz von Wärmepumpen und der Nutzung von Abwärme aus 

Elektrolyseuren angestrebt werden, jedoch ist von einer Mischung verschiedener Technologien in der 

realen Anwendung auszugehen.  

Der Energiebedarf der Industrie wurde in dieser Betrachtung als im Wesentlichen konstant 

angenommen. Des Weiteren bezieht sich der Einsatz von Wärmepumpen lediglich auf den 

Niedrigtemperaturwärmesektor. Wärme, welche für industrielle Prozesse benötigt wird, wurde 

hingegen dem Hochtemperaturwärmesektor angerechnet. Dieser wird in der Extrapolation vollständig 
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durch Wasserstoff, Biogas oder Strom abgedeckt und erzielt somit keine Einsparung durch den Einsatz 

von Wärmepumpen.  

Eine erste Maßnahme zur Reduktion der THG-Emissionen wäre die Einspeisung von klimaneutralem 

Wasserstoff ins Erdgasnetz. Hierbei ist darauf zu achten, dass es sich in jedem Fall um klimaneutral 

gewonnenen Wasserstoff handelt. In Frage kommen also neben grünem Wasserstoff noch pinker 

Wasserstoff und türkiser Wasserstoff. Eine Hochrechnung mit von der Thüga zur Verfügung gestellten 

Verbrauchsdaten, kommt zu dem Ergebnis, das durch eine 10-prozentige Substitution von Erdgas 

durch klimaneutralen Wasserstoff, eine jährliche Einsparung von ca. 0,5 Megatonnen THG-Emissionen 

in Schleswig-Holstein möglich sind. Bei einer 2-prozentigen Substitution liegt die jährliche Einsparung 

bei knapp 0,1 Megatonnen THG-Emissionen. Leider sind keine Daten bezüglich der Preisentwicklung 

von klimaneutralem Wasserstoff bei einem solchen Vorhaben bekannt. Auch wird angesichts der 

Differenz der Endenergiebedarfe insbesondere im Vergleich zum Szenario WP & Abwärme deutlich, 

dass hier ein erheblich größerer EE-Ausbau und/oder wesentliche Importkapazitäten für grünen 

Wasserstoff aufzubauen sind. Nach aktuellem Wissen, ist hier bisher lediglich die technische 

Machbarkeit untersucht worden.  

1.2.3.2. Sektor Verkehr 

1.2.3.2.1. Bestand im Sektor Verkehr 

Im Sektor Verkehr kann eine nahezu konstante THG-Emission über die letzten Jahrzehnte beobachtet 

werden. Der Subsektor Straßenverkehr hat mit ca. 95 % den mit Abstand größten Anteil an den THG-

Emissionen des Verkehrssektors. Von den im Jahre 2019 emittierten 5,5 Megatonnen CO2äq entfallen 

5,3 Megatonnen CO2äq allein auf den Subsektor Straßenverkehr. Abbildung 14 zeigt den Verlauf der 

THG-Emissionen über die letzten Jahrzehnte. Mit seinen 5,5 Megatonnen THG-Emissionen ist der 

Sektor Verkehr der zweitgrößte Emittent nach dem Sektor stationäre Energie und noch vor dem Sektor 

Landwirtschaft.  

Eine Reduktion der THG-Emissionen hat in den Jahren von 2010 bis 2020 praktisch nicht stattgefunden. 

Es ist hingegen deutlich zu erkennen, dass Schwankungen in den jährlichen THG-Emissionen sich 

vollständig durch die Schwankungen im Energiebedarf des Sektors Verkehr erklären lassen. Etwaige 

Einsparungen sind also ein Ergebnis von verminderter Aktivität im Sektor Verkehr und nicht zwingend 

eine Wirkung von sparsameren oder effizienteren Technologien. Sollte ein Effizienzgewinn 

stattgefunden haben, so wird dieser eindeutig durch eine verstärkte Aktivität absorbiert.  

Abbildung 15 zeigt den Energiebedarf im Sektor Verkehr in den Jahren von 2010 bis 2020, 

aufgeschlüsselt nach Energieträgern. Die hauptsächlichen Energieträger sind Benzin und 

Dieselkraftstoff gefolgt von Flüssiggas und Strom. Letzterer findet bis ins Jahr 2020 hauptsächlich im 

Schienenverkehr Anwendung. Kerosin wird in Schleswig-Holstein im Sektor Verkehr nahezu nicht 

verwendet.  

 



 

  

21 
 

 

Abbildung 14: Verlauf der THG-Emissionen im Sektor Verkehr im Zeitraum von 1990 bis 2019. 

Des Weiteren ist im Subsektor Straßenverkehr eine leichte Bewegung weg von Benzin als Kraftstoff hin 

zu Dieselkraftstoff zu erkennen. Dieser Trend hat jedoch keinen signifikanten Einfluss auf die THG-

Emissionen. Eine Einsparung von THG-Emissionen durch verstärkte Anwendung von Dieselmotoren ist 

anhand der Daten nicht belegbar. Der Wechsel von Benzin zu Diesel hat demzufolge keinen relevanten 

Einfluss auf die Emissionen von Treibhausgasen.  

 

Abbildung 15: Aufschlüsselung des Energieverbrauchs nach Energieträgern im Sektor Verkehr in den Jahren 2010 bis 2020. 
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1.2.3.2.2. Ausblick im Sektor Verkehr 

Aufgrund der vorhandenen Daten ist nicht davon auszugehen, dass im Sektor Verkehr mit größeren 

Einsparungen des Energiebedarfs zu rechnen ist. Eine Substitution weg von fossilen Energieträgern hin 

zu klimaneutralen Energieträgern bietet hier die Beste, wenn auch nicht einzigen Möglichkeit einer 

erfolgversprechenden Dekarbonisierung des Verkehrssektors. Ein Wechsel weg vom Straßenverkehr 

hin zu mehr Schienenverkehr ist aufgrund der massiven Mehrnutzung der Straße und einer damit 

einhergehenden deutlich besser ausgebauten Infrastruktur und der wenigen verbleibenden Zeit nur 

schwer vorstellbar. Der vernünftigste Weg liegt daher in der Substitution von Benzin und Diesel als 

Kraftstoff.  

Mögliche Alternativen wären Biogas, Wasserstoff oder Strom. Abbildung 16 zeigt eine Extrapolation 

der benötigten Energiemengen im Jahr 2045 für das Land Schleswig-Holstein. Es ist deutlich zu 

erkennen, dass ein flächendeckender Einsatz von synthetischen Kraftstoffen (E-Fuels) keine sinnvolle 

Möglichkeit darstellt. Aufgrund des schlechten Gesamtwirkungsgrades solcher Kraftstoffe würde der 

Energiebedarf enorm ansteigen. Biogas und Wasserstoff, sowohl direkt verwendet in 

Verbrennungsmotoren als auch in Brennstoffzellen, bieten hier einen deutlich besseren Weg an. 

Ähnlich wie im Niedrigtemperaturwärmesektor im Sektor stationäre Energie ist jedoch der direkte 

Einsatz von Strom als Energieträger aus energetischer Sicht am wirkungsvollsten. Dies liegt an der 

Tatsache, dass die meisten regenerativen Energiequellen direkt Strom als Energieform produzieren 

und E-Fahrzeuge die höchsten Wirkungsgrade aufweisen.  

 

Abbildung 16: Extrapolation der benötigten Energie im Sektor Verkehr in Schleswig-Holstein. Je nach verwendeten 
Energieträgern ist mit einem unterschiedlichen Bedarf an Energie zu rechnen. Mit H2 ist hier die Verwendung von Wasserstoff 
in Verbrennungsmotoren gemeint und mit Brennstoffzelle die Verwendung von Wasserstoff in einer Brennstoffzelle. 

Aus technischer Sicht erschien Strom im Lastverkehr zum Zeitpunkt der Bearbeitung bei Projektbeginn 

nur bedingt einsetzbar. LKWs mit Batterien zu betreiben, wurde damals vielfach nicht als sinnvoll 

angesehen. Es bestünde die Möglichkeit, Oberleitungen auf Autobahnen für LKWs einzuführen, jedoch 

E-Fuels 
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bedarf ein solches Vorhaben einer bundesweiten, wenn nicht EU-weiten Planung. Daher erschien 

zumindest für den Lastverkehr der Einsatz von Wasserstoff und Biogas im Straßenverkehr eine 

gangbare Option. Allerdings ist es fraglich, ob eine flächendeckende Einführung von Oberleitungen im 

Schienenverkehr in Schleswig-Holstein kurzfristig als zielführend anzusehen ist. Für den PKW-Bereich 

ist dagegen eine Elektrifizierung durchaus als vernünftig anzusehen und sollte mit entsprechenden 

Anreizen verstärkt gefördert werden.  

Abbildung 17 zeigt einen möglichen Verlauf zur Dekarbonisierung des Sektors Verkehr. Die blaue Linie 

stellt eine lineare Umrüstung der Flotte, also sämtlicher Fahrzeuge wie PKW und LKW im 

Straßenverkehr, bis 2045 dar. Um diesen Verlauf einhalten zu können, müssen ab dem Jahr 2025 jedes 

Jahr 5 % der vorhandenen Fahrzeuge gegen Fahrzeuge mit klimaneutralen Energieträgern 

ausgetauscht werden. Die orangene Linie stellt die erforderliche Umrüstung dar, sollten die 

Zwischenziele bis 2030 im Sektor Verkehr eingehalten werden. In diesem Fall muss eine Umrüstung 

von 10 % der Flotte jedes Jahr erfolgen.  

 

Abbildung 17: Möglicher Verlauf zur Dekarbonisierung des Sektors Verkehr. Für eine erfolgreiche Verringerung der THG-
Emissionen bis 2045. Es ist mit einer Umrüstungsrate weg von Diesel und Benzin als Kraftstoff hin zu klimaneutralen 
Kraftstoffen von 5 % pro Jahr der Flotte im Straßenverkehr zu rechnen (blaue Linie). Bei Einhaltung der Zwischenziele bis 2030 
ist eine Umrüstung von 10 % der Flotte (PKW und LKW) zu rechnen (orangene Linie).  

Um etwas Zeit zu gewinnen und die Umrüstung ins Rollen zu bringen, besteht die Möglichkeit, die 

Aktivität im Straßenverkehr so weit wie möglich zu reduzieren. Mögliche Ansätze sind hier der Umstieg 

von der Straße auf die Schiene, wo dies möglich ist und wo die entsprechende Infrastruktur bereits 

vorhanden ist. Auch könnte eine vorrübergehende möglichst flächendeckende Einführung von Home 

Office eine kurzfristige Minderung der THG-Emissionen bringen. Die Modellrechnung diesbezüglich 

kam zu dem Ergebnis, dass bei einer teilweisen Einführung von Homeoffice, ähnlich wie es zu der 

Pandemie der Fall war, ca. 0,2 Megatonnen THG-Emissionen jährlich eingespart werden könnten.  

Angesichts der Zahlen ist es jedoch klar, dass solche Maßnahmen nur wenig effektiv sind, um die 

notwendigen Emissionsminderungen zu erbringen. Eine Umrüstung der vorhandenen Fahrzeuge in 

Schleswig-Holstein ist damit nicht zu vermeiden.  
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1.2.3.3. Sektor Landwirtschaft 

1.2.3.3.1. Bestand im Sektor Landwirtschaft 

Die THG-Emissionen im Sektor Landwirtschaft sind über den Zeitraum von 2010 bis 2020 nahezu 

konstant geblieben. Werden die letzten 20 Jahren betrachtet, konnten die jährlichen THG-Emissionen 

im Sektor Landwirtschaft um ca. 0,7 Megatonnen CO2äq reduziert werden. Hierbei entfallen ca. 0,36 

Megatonnen auf den Bereich Landwirtschaft und 0,35 Megatonnen auf den Bereich Tierhaltung. Der 

Großteil dieser Reduktion fand in den Jahren zwischen 2000 und 2010 statt. In den letzten 10 Jahren 

gab es so gut wie keine Reduktion mehr. Die gesamten Emissionen belaufen sich im Mittel der Jahre 

2017, 2018 und 2019 auf 4,8 Megatonnen CO2äq jährlicher Emission. Abbildung 18 zeigt den Verlauf 

der THG-Emissionen zwischen 1999 und 2019.  

 

 

Abbildung 18: Verlauf der THG-Emissionen im Sektor Landwirtschaft.   

Das Einsparpotential im Sektor Landwirtschaft kann als eher gering eingestuft werden. Aufgrund der 

Datenlage ist unklar, inwieweit versteckte Emissionen bei den Daten berücksichtigt wurden. Daher ist 

es möglich, dass die Unterscheidung zwischen Landwirtschaft und Tierhaltung eher ungenau ist. Eine 

Einsparung der erforderlichen 2,4 Megatonnen CO2äq bis 2030 ist in diesem Sektor kaum zu erwarten. 

1.2.3.3.2. Ausblick im Sektor Landwirtschaft 

Das größte Einsparpotential im Sektor Landwirtschaft liegt in der Reduktion der Tierbestände. 

Abbildung 19 zeigt einige mögliche Verläufe der THG-Emissionen dieses Sektors bis zum Jahr 2045. In 

blau ist der Verlauf der Emissionen in der Landwirtschaft dargestellt. Hierbei wurde die Annahme 

getroffen, dass durch den Einsatz von z.B. klimafreundlicheren Technologien, der Bindung von CO2 in 

Landwirtschaftsflächen und der Reduktion des Einsatzes von Düngemitteln eine gesamte Reduktion 

der jährlichen THG-Emissionen von 25 % bis 2045 möglich ist. Es ist hierbei zu beachten, dass 

sichergestellt werden muss, dass gebundenes CO2 nicht wieder in die Atmosphäre tritt.  
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Abbildung 19: Verlauf möglicher Reduktionspfade im Sektor Landwirtschaft bis ins Jahr 2045. 

Sowohl die orangene Kurve, als auch die graue Kurve zeigen mögliche Reduktionspfade im Subsektor 

Tierhaltung. Hierbei steht die orangene Kurve für eine lineare Reduktion um insgesamt 70 % der 

jährlichen THG-Emissionen. Die graue Kurve zeigt ebenfalls eine Reduktion von insgesamt 70 % der 

jährlichen THG-Emissionen, jedoch mit Erreichung des Zwischenzieles von einer Reduktion der 

jährlichen Emissionen um 50 % bis 2030. Eine Reduktion von 70 % der THG-Emissionen in der 

Tierhaltung ist in Verbindung mit einer Umstellung auf fleischarme Ernährungsgewohnheiten möglich. 

Um hierfür die richtigen Anreize zu setzen, könnte eine erhöhte Steuer auf Fleischprodukte erhoben 

werden. Alternativ können Vorschriften zum Auffangen und Einlagern der bei der Tierhaltung 

entstehenden Treibhausgase eingeführt werden. Hierbei ist großer Wert darauf zu legen, dass die 

Treibhausgase nicht in die Atmosphäre entweichen können. Es ist fraglich, inwieweit hier die Kosten 

des technischen Aufwandes zur Umsetzung einer solchen flächendeckenden Maßnahme mögliche 

Gewinne absorbieren oder sogar übersteigen. 

In jedem Fall ist es angezeigt, mit einer restlichen jährlichen Emission in der Größenordnung von 

mindestens 3 Megatonnen CO2-e zu rechnen. Diese jährliche Restmenge an Treibhausgasen muss 

anderweitig kompensiert werden, sollen die vorgegebenen Ziele erreicht werden. Da es sich hierbei 

nicht um energiebedingte Emissionen handelt, ist es nicht möglich, diese durch eine Substitution von 

Energieträgern zu neutralisieren.  

1.2.3.4. Sektor prozessbedingte Emissionen 

1.2.3.4.1. Bestand im Sektor prozessbedingte Emissionen 

Für den Sektor der prozessbedingten Emissionen in Schleswig-Holstein waren zum Zeitpunkt der 

Erstellung des Berichtes nur Informationen vom LAK zugänglich. Diese Werte beinhalten im Gegensatz 
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zu den anderen THG-Emissionen lediglich CO2 und keine weiteren Treibhausgase. Auch sind nur 

Angaben über einen kurzen Zeitraum zu finden. Es ist jedoch zu erkennen, dass die THG-Emissionen 

innerhalb des verfügbaren Zeitraumes nahezu konstant geblieben sind. Es kann ein leichter Anstieg 

der Emissionen beobachtet werden. Da jedoch keine hinreichende Datengüte gegeben ist, können 

diesbezüglich zum jetzigen Zeitpunkt keine Aussagen getroffen werden. 

 

Abbildung 20: Verlauf der THG-Emissionen für die verschiedenen Sektoren. In Blau ist der Sektor prozessbedingte Emissionen 
dargestellt.  

Abbildung 20 zeigt den Verlauf der THG-Emissionen in Schleswig-Holstein über die Jahre 2015 bis 2019. 

Der Sektor prozessbedingte Emissionen ist in blau dargestellt. Es ist zu beachten, dass es sich hierbei 

nicht um energiebedingte Emissionen handelt. Daher ist eine Einsparung der Emissionen durch 

Substitution von Energieträgern nicht möglich. 

1.2.3.4.2. Ausblick im Sektor prozessbedingte Emissionen 

Für eine Reduktion der THG-Emissionen im Sektor prozessbedingte Emissionen bleibt, ähnlich wie im 

Sektor Landwirtschaft, lediglich eine Einlagerung von Treibhausgasen. Wo es möglich ist, können 

Industrieprozesse vielleicht umgestellt werden, so dass keine THG-Emissionen mehr stattfinden. Es ist 

allerdings nicht davon auszugehen, dass so sämtliche Emissionen reduziert werden können. Die 

Synthese von Methan zum Beispiel aus CO2 aus der Zementherstellung in Verbindung mit Wasserstoff 

ist zwar eine interessante Idee, jedoch werden die Emissionen lediglich in andere Sektoren verschoben, 

sollte das Methan in diesen verwendet werden.  

1.2.4. Energiegewinnung in Schleswig-Holstein 

Wie in Abbildung 7 dargestellt ist die Reduktion von THG-Emissionen hauptsächlich ein 

Energieproblem. Der überwiegende Teil der Emissionen ist auf die Verwendung fossiler Energieträger 

zurückzuführen. Um diese erfolgreich ersetzen zu können, müssen alternative klimaneutrale primäre 

Energiequellen wie Windkraft- und Photovoltaikanlagen ausgebaut werden. Aufgrund der bisherigen 

Betrachtungen ist von einem Bedarf an klimaneutraler Energie zwischen jährlich 40 TWh und 70 TWh 

auszugehen. Es sollte eine Energieproduktion von mindestens 40 TWh jährlich angestrebt werden. 
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Diese Zahl deckt sich mit den aktuellen Ausbauzielen für regenerative Energie. Je nach gewähltem Weg 

ist eine Elektrolysekapazität von 6 Gigawatt bis 10 Gigawatt erforderlich. Neben der Windenergie sollte 

auch die Photovoltaik weiter ausgebaut werden, da sich beide Technologien gut ergänzen. Abbildung 

21 zeigt den Nutzungsgrad von Wind, PV und Biogasanlagen. Deutlich ist zu erkennen, wie sich 

Windkraft und PV über das Jahr hinweg ergänzen. Selbst in Schleswig-Holstein wurden im Jahr 2019 

gut 790 Vollaststunden für PV-Anlagen und ca. 2000 Vollaststunden für Windanlagen erreicht (EE.SH 

2022).  

 

Abbildung 21: Nutzungsgrad von Wind, PV und Biogas-Anlagen (Statistisches Bundesamt 2022). 

Biogas hingegen hat zwar den Vorteil eines hohen Nutzungsgrades verglichen mit Wind und PV-

Anlagen, jedoch ist der schlechte Wirkungsgrad von Energieertrag zu benötigter landwirtschaftlicher 

Fläche zu berücksichtigen. Pro Kilowatt installierter elektrischer Leistung einer Biogas-Anlage wird 

ungefähr eine Anbaufläche von 0,5 Hektar für Silomais pro Jahr benötigt (Statistisches Landesamt 

Baden-Württemberg 2022). Für die Erzeugung der gleichen Menge an elektrischer Energie benötigt 

eine PV-Anlage in Schleswig-Holstein eine um Faktor 100 geringere Fläche. Daher ist zur 

Grundlastdeckung und zum Ausgleich von Schwankungen in der Energieproduktion eine 

verpflichtende Speicherkapazität in Abhängigkeit der installierten Leistung einer Windkraft- oder PV-

Anlage sinnvoll. Als Richtwert kann eine Speicherkapazität in Höhe von 0,1 % der jährlich zu 

erwartenden Energiemenge angesehen werden.  

1.2.5. Zusammenfassung  

Insgesamt zeigt sich, dass die Zeit zur Umsetzung der erhofften Klimaziele in Schleswig-Holstein sehr 

knapp bemessen ist. Sollen die Vorgaben einer 50-prozentigen Reduktion der THG-Emissionen 

basierend auf den Jahren 2017, 2018 und 2019 eingehalten werden, ist eine ambitionierte Einsparung 

von THG-Emissionen ab 2024 nötig. Dies bedeutet, dass zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichts, 

bereits in 2 Jahren ca. 5 Megatonnen jährlicher CO2-Emissionen eingespart oder anderweitig der 

Atmosphäre entnommen werden müssen. Zur Einhaltung der Klimaziele ist aufgrund der 
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unvermeidbaren CO2-Emissionen eine Einlagerung von CO2 auch dann unumgänglich, wenn in den 

einzelnen Sektoren ambitionierte Reduktionspfade beschritten werden. Erforderlich wären jährliche 

Einlagerungen von mindestens 2,5 Megatonnen CO2. Diese Empfehlungen wurden in einem Lastenheft 

hinterlegt.  

 

Abbildung 22: Bedarf an Kapazitäten zur Einlagerung von CO2 je nach gewähltem Szenario. Hierbei beschreibt Szenario 1 
(blaue Kurve) die benötigten Kapazitäten, wenn keine zusätzlichen Maßnahmen zu Reduktion von THG-Emissionen getroffen 
werden. Szenario 2 (orangene Kurve) beschreibt die erforderlichen Kapazitäten, wenn Maßnahmen für eine maximale 
Reduktion getroffen werden.  
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1.3. Forschungsarbeiten zum regulatorischen Rahmen (AP 7.2) (C. Buchmüller) 

Die im Projekt WESTKÜSTE100 geplante Errichtung eines großtechnischen Wasserelektrolysesystems 

auf Basis erneuerbarer Energien und die Verwendung des erzeugten grünen Wasserstoffs in einer 

Raffinerie sowie über weitere Infrastrukturen (Kavernenspeicher, Netzinfrastrukturen) wird 

maßgeblich von den politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen auf europäischer und nationaler 

Ebene beeinflusst. Die FHW hatte vor diesem Hintergrund im Projekt die Aufgabe, den im Kontext des 

Projekts maßgeblichen regulatorischen Rahmen zu identifizieren, rechtliche Hemmnisse zu ermitteln 

und zu analysieren und Handlungsoptionen für eine Weiterentwicklung des Rechtsrahmens zu 

entwickeln (AP 7.2).  

1.3.1. Überblick 

Die rechtswissenschaftliche Forschung im Rahmen von AP 7.2 erfolgte anwendungsorientiert und in 

enger Abstimmung mit den Projektpartnern. Rechtliche Fragestellungen wurden in einer regelmäßig 

tagenden „Legal Task Force“ der Projektpartner identifiziert und von der FHW rechtswissenschaftlich 

bearbeitet. Die Ergebnisse der rechtswissenschaftlichen Arbeiten flossen ein in projektinterne Adhoc-

Stellungnahmen, wissenschaftliche Veröffentlichungen und Vorträge sowie Stellungnahmen des 

Konsortiums gegenüber nationalen Ministerien, der Politik, der EU-Kommission und der 

Begleitforschung im Projekt Trans4Real ein. 

Da sich der Rechtsrahmen der Wasserstoffwirtschaft ungefähr ab Projektbeginn in großen Schritten zu 

entwickeln begann, war die rechtswissenschaftliche Forschung dadurch gekennzeichnet, dass der 

entstehende Rechtsrahmen gleichsam „in Echtzeit“ analysiert und mit Forschungsergebnissen auf 

dessen weitere Entstehung Einfluss genommen wurde. 

Im Rahmen eines Screenings des Rechtsrahmens wurde im Austausch mit den Projektpartnern 

frühzeitig klar, dass für einen positiven Projektverlauf eine positive finale Investitionsentscheidung 

(FID) über die Errichtung eines 30 MW-Elektrolyseurs zentral war. Ohne die Errichtung des 

Elektrolyseurs waren nachgelagerte Projektaktivitäten nicht umsetzbar. Entsprechend konzentrierten 

sich die rechtswissenschaftlichen Arbeiten im Projekt zunächst maßgeblich auf die für eine positive FID 

maßgeblichen rechtlichen Rahmenbedingungen. Diese werden im Folgenden näher dargestellt. 

Neben den unmittelbar für eine positive FID maßgeblichen Rechtsfragen wurden im Projekt weitere 

Fragestellungen rechtswissenschaftlich untersucht, zeitlich aber zurückgestellt. Dennoch mündeten 

auch diese Arbeiten zum Teil in Veröffentlichungen (z.B. zur Nationalen Wasserstoffstrategie). Aspekte 

des europäischen Rechtsrahmens mit Relevanz für WESTKÜSTE100 wurden im Rahmen eines 

Unterauftrags zudem vom Institut für Klimaschutz, Energie und Mobilität e.V. (IKEM) untersucht. 

Aufgrund der negativen FID der Projektpartner und des damit verbundenen Auszahlungsstopps musste 

die rechtswissenschaftliche Mitarbeiterstelle an der FHW ab dem Jahr 2023 leider unbesetzt bleiben. 

Viele der nicht prioritär bearbeiteten rechtlichen Fragestellungen waren damit zwar vorbereitet 

worden, sie konnten aber nicht mehr final bearbeitet werden. Dasselbe gilt mangels 

Gasnetzeinspeisung von Wasserstoff aufgrund der negativen FID für die Arbeiten in AP 7.2.4. 
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1.3.2. Rechtsrahmen für die Wirtschaftlichkeit des Einsatzes von grünem Wasserstoff in 
Raffinerien 

Eine Investition in die Errichtung eines Elektrolyseurs und die Entscheidung für den Einsatz von grünem 

Wasserstoff durch eine Raffinerie setzen voraus, dass die wirtschaftliche Darstellbarkeit gegeben ist. 

Dies wiederum hängt von zwei wesentlichen Aspekten ab, nämlich der Höhe der 

Wasserstoffgestehungskosten (dazu im Folgenden 1.1.2.1.) sowie etwaigen regulatorischen Anreizen 

für den Einsatz von grünem Wasserstoff (dazu im Folgenden 1.1.2.2.). 

 

1.3.3.1. Wasserstoffgestehungskosten  

Die Gestehungskosten für grünen Wasserstoff hängen maßgeblich von den Investitionsausgaben 

(CAPEX), den Betriebsausgaben (OPEX) sowie den Volllaststunden ab, mit denen ein Elektrolyseur 

betrieben werden kann (vgl. ausführlich Freitag/Buchmüller 2026, S. 14 ff. m.w.N.). Von besonderer 

Bedeutung sind die Betriebsausgaben. Diese ergeben sich insbesondere durch die Strombezugskosten 

des Elektrolyseurs.  

Der Strompreis setzt sich aus zwei Komponenten zusammen: dem Preis für die Commodity „Strom“ 

und den sogenannten staatlich induzierten Strompreisbestandteilen: 

In Bezug auf den Preis der Commodity „Strom“ erfolgten im Rahmen der Projektlaufzeit keine 

vertieften rechtswissenschaftlichen Arbeiten, da es keine unmittelbar relevanten regulatorischen 

Rahmenbedingungen für die Strompreisbildung gab, sondern sich der Preis am Markt bildete. Erst in 

jüngster Zeit ergeben sich in regulatorischer Hinsicht vermehrt Fragen rund um die Preisbildung für die 

Ware „Strom“. Hintergrund sind politische Diskussionen über die Aufteilung der einheitlichen 

Stromgebotszone (vgl. zu rechtlichen Aspekten einer Gebotszonenteilung und möglichen 

Auswirkungen auf Elektrolyseprojekte Buchmüller 2026). Indirekte Auswirkungen auf den Strompreis 

ergaben sich allerdings durch die regulatorischen Vorgaben an den Bezug von Strom aus erneuerbaren 

Energien für die Erzeugung von grünem Wasserstoff (sogenannte RFNBO-Kriterien). Diese waren 

Gegenstand intensiver rechtswissenschaftlicher Forschung im Projekt. Einzelheiten sind unten im 

Abschnitt zu den RFNBO-Kriterien dargestellt. 

Rechtsfragen in Bezug auf die staatlich induzierten Strompreisbestandteile nahmen während der 

Projektlaufzeit einen sehr großen Raum ein. Dies galt neben den Umlagen nach dem 

Energiefinanzierungsgesetz insbesondere für Fragen zur EEG-Umlage, zu den Stromnetzentgelten 

sowie zur Stromsteuer, auf die daher im Folgenden näher eingegangen wird. 

EEG-Umlage 

Zu Projektbeginn wurden die Kosten aus der Förderung erneuerbarer Stromerzeugungsanlagen nach 

dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) noch über eine sogenannte EEG-Umlage auf die 

Stromverbraucher in Deutschland gewälzt. Die EEG-Umlage wurde jährlich neu festgesetzt und betrug 

zuletzt ca. 6,5 ct/kWh netto. Eine Pflicht zur Zahlung der vollständigen EEG-Umlage hätte die 

Wasserstoffgestehungskosten pro Kilogramm grünem Wasserstoff signifikant erhöht. Ein (zumindest 

weitgehender) Wegfall der EEG-Umlage für den zur Erzeugung von grünem Wasserstoff eingesetzten 

Strom war daher von Beginn an von den Industriepartnern des Projekts WESTKÜSTE100 zur 

Voraussetzung für die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens erklärt worden. 
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Kurz nach Projektbeginn griff der Gesetzgeber das Problem der Kostenbelastung für 

Wasserstofferzeuger durch die EEG-Umlage auf durch 

• die Einführung einer modifizierten Besonderen Ausgleichsregelung (§ 64a EEG 2021) mit der 

Rechtsfolge einer Reduzierung der EEG-Umlage sowie 

• die Einführung einer Vollbefreiung von der EEG-Umlage für den Einsatz von Strom zur 

Erzeugung von grünem Wasserstoff (§ 69b EEG 2021).  

Im Rahmen der rechtswissenschaftlichen Forschung im Projekt erfolgte eine umfangreiche Analyse der 

Regelungsvorschläge und ihrer Bedeutung für die Umsetzung von Wasserstoffprojekten in der Praxis. 

Dabei ergaben sich zahlreiche relevante Fragen (z.B. zur Reichweite der Ausnahmen, zu den Folgen für 

Nebenanlagen von Elektrolyseuren oder zur Definition des grünen Wasserstoffs im Rahmen des EEG). 

Unabhängig von Details zeigte sich dabei, wie herausfordernd es in der Praxis ist, wenn die 

Wirtschaftlichkeit von Investitionen maßgeblich von kleinteilig ausgestalteten rechtlichen Regelungen 

abhängig ist, die überdies aufgrund des rechtlichen Mehrebenensystems aus nationalem und 

europäischen Recht (z.B. Herausforderung der Beihilferechtskonformität) mit erheblichen rechtlichen 

Unsicherheiten behaftet sind. 

Die Abschaffung der EEG-Umlage zum 1. Januar 2023 und die damit verbundene Entlastung der 

Strompreise für jeglichen Letztverbrauch in Deutschland und damit auch für den Stromverbrauch von 

Elektrolyseuren war vor diesem Hintergrund ein großer und wichtiger Schritt zur Senkung der 

Wasserstoffgestehungskosten in Deutschland. Kurzfristig wurde der mit der Abschaffung verbundene, 

den Strompreis entlastende Effekt zwar durch das starke Ansteigen der Stromgroßhandelspreise 

infolge des russischen Angriffs auf die Ukraine ausgeglichen. Mittelfristig wird sich der Effekt aber in 

niedrigeren Strombezugskosten für Elektrolyseure und damit niedrigeren 

Wasserstoffgestehungskosten zeigen. 

 

Stromnetzentgelte 

Ein weiterer wichtiger Aspekt im Rahmen der staatlich induzierten Strompreisbestandteile ist die 

Belastung des Strompreises mit Stromnetzentgelten. Mit § 118 Abs. 6 S. 2 EnWG gibt es zwar im 

Grundsatz eine Vollbefreiung des Strombezugs durch Elektrolyseure für einen Zeitraum von 20 Jahren 

ab Inbetriebnahme. Dieser Ausnahmetatbestand war zu Beginn des Projekts WESTKÜSTE100 jedoch 

auf Anlagen beschränkt, die vor dem 4. August 2026 in Betrieb genommen werden. Im Projektverlauf 

wurde dieser Stichtag nach erheblichem Druck auf der Wasserstoffbranche zwar um drei Jahre 

verschoben. Dennoch verblieben rechtliche Unsicherheiten: 

• Die Vereinbarkeit der Netzentgeltbefreiung nach § 118 Abs. 6 EnWG mit EU-Recht ist offen und 

wird von der Bundesnetzagentur in Zweifel gezogen. 

• Es besteht Unsicherheit über den Bestandsschutz, da die Bundesnetzagentur über eine Befugnis 

zur Änderung der Voraussetzungen des § 118 Abs. 6 EnWG verfügt (unter anderem in Bezug auf 

die zeitliche Anwendung und die Tatbestandsvoraussetzungen). 
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• Es besteht Unsicherheit, welche Regelungen im Fall einer Inbetriebnahme ab dem 4. August 2029 

greifen werden. Perspektivisch sind verschiedene Formen der Netzentgeltbelastung bis hin zu 

symmetrischen und dynamischen Netzentgelten denkbar (vgl. dazu Freitag/Buchmüller, 2026, 

S. 30 ff.). 

Die dargestellten Unsicherheiten erschweren Investitionen in neue Elektrolyseure erheblich. Abhilfe 

wird voraussichtlich erst die Festlegung der Bundesnetzagentur zur Neufestlegung der 

Stromnetzentgelte (AgNeS-Prozess) bringen, die für die 2. Jahreshälfte 2026 angekündigt ist. Wichtig 

wird dabei sein, dass Investoren für einen möglichst langen Zeitraum von 10, besser noch 20 Jahren 

Rechts- und Planungssicherheit im Zeitpunkt ihrer Investitionsentscheidung erhalten. Im Rahmen 

eines Zwischenstandes ließ die Bundesnetzagentur insoweit zuletzt zumindest ein grundsätzliches 

Verständnis für die Herausforderungen von Elektrolyseurbetreibern erkennen (Bundesnetzagentur 

2026, S. 5). 

 

Stromsteuer 

Rechtliche Unsicherheiten waren auch im Bereich der Stromsteuer (Regelsatz 2,05 ct/kWh) 

festzustellen: Zwar ist die Erzeugung von Wasserstoff im Wege der Elektrolyse nach § 9a Abs. 1 Nr. 1 

StromStG von der Stromsteuer befreit. Nicht von der Stromsteuer befreit ist über diese Vorschrift 

jedoch der Stromverbrauch von Nebenanlagen des Elektrolyseurs, der in der Praxis erheblich sein 

kann. 

Erleichterung verschafft insoweit inzwischen die während der Projektlaufzeit eingeführte und 

mittlerweile verstetigte pauschale Absenkung der Stromsteuer für Unternehmen des produzierenden 

Gewerbes auf den europarechtlich vorgeschriebenen Mindestsatz von 0,05 ct/kWh (§ 9b StromStG). 

Dies kommt einer vollständigen Stromsteuerbefreiung auch für Nebenanlagen nahe. 

 

Übergeordnete Erkenntnisse zu staatlich induzierten Strompreisbestandteilen 

Als übergeordnete Erkenntnisse zu staatlich induzierten Strompreisbestandteilen lassen sich 

festhalten: 

• Staatlich induzierte Strompreisbestandteile haben einen erheblichen Einfluss auf die 

Wasserstoffgestehungskosten. 

• Ist die Höhe staatlich induzierter Strompreisbestandteile nicht planbar oder mit rechtlichen 

Unsicherheiten behaftet (z.B. Auslegungsfragen oder Vereinbarkeit mit EU-Beihilferecht), schadet 

dies der Investitionssicherheit für Wasserstoffprojekte erheblich. 

1.3.3.2. Regulatorische Anreize für den Einsatz von grünem Wasserstoff in Raffinerien 

Im Rahmen des Reallabors WESTKÜSTE100 sollte grüner Wasserstoff produziert werden, der 

anschließend anstelle von grauem Wasserstoff in einer Raffinerie mitverarbeitet werden sollte. Da eine 

Umstellung auf grünen Wasserstoff mit Mehrkosten verbunden ist, war ein wirtschaftlicher Anreiz für 

die Raffinerie erforderlich. Ein solcher Anreiz war im europäischen Recht angelegt: 
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Art. 25 Abs. 1 S. 1 der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (Richtlinie (EU) 2018/2001– RED II) sah ein 

verbindliches Ziel eines Anteils erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch des Verkehrssektors 

bis zum Jahr 2030 von mindestens 14 Prozent vor. Dabei können auch erneuerbare Kraftstoffe nicht 

biogenen Ursprungs (renewable fuels of non-biological origin – RFNBO) wie grüner Wasserstoff 

angerechnet werden. Dies gilt auch dann, wenn sie als Zwischenprodukte zur Produktion 

konventioneller Kraftstoffe verwendet werden.  

Die Ausgestaltung der Politikinstrumente zur Erreichung der europarechtlich vorgegebenen Ziele 

obliegt den EU-Mitgliedstaaten. In Deutschland werden die europarechtlichen Vorgaben für den 

Verkehrssektor über die sog. Treibhausgasminderungsquote nach §§ 37a ff. 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) umgesetzt (vgl. Kisker/Buchmüller 2023, S. 2 f.). Zu 

Projektbeginn war es im Rahmen des Treibhausgasminderungsquote allerdings noch nicht möglich, die 

Mitverarbeitung von grünem Wasserstoff in Raffinerien auf die Quotenerfüllung anzurechnen. 

Grundvoraussetzung für einen erfolgreichen Projektverlauf war daher die Annahme, dass die 

Bundesrepublik Deutschland die Treibhausgasminderungsquote im Projektverlauf zügig so 

weiterentwickeln würde, dass die Mitverarbeitung von grünem Wasserstoff als gesetzliche Option zur 

Quotenerfüllung anerkannt würde.  

In einem ersten Schritt war dafür jedoch auf europäischer Ebene eine Definition durch die EU-

Kommission dazu erforderlich, unter welchen Voraussetzungen der Einsatz grünen Wasserstoffs im 

Wege der Mitverarbeitung auf die Erneuerbare-Energien-Ziele nach § 25 Abs. 1 RED II anrechenbar ist. 

Dazu mussten die sogenannten RFNBO-Kriterien festgelegt werden. In einem zweiten Schritt mussten 

im deutschen Recht die Regelungen zur Treibhausgasminderungsquote so angepasst werden, dass 

zum einen die Mitverarbeitung von grünem Wasserstoff überhaupt als Erfüllungsoption anerkannt 

wurde und zum anderen die europarechtlichen RFNBO-Kriterien zur Definition von „grünem 

Wasserstoff“ (sog. RFNBO-Kriterien) in das deutsche Recht übernommen wurden (zu Einzelheiten 

ausführlich Kisker/Buchmüller, a.a.O.). Die Rechtssetzung im Mehrebenensystem aus nationalem und 

europäischem Recht ist in Abbildung 23 dargestellt:   

 

 

Abbildung 23: Rechtsrahmen für den Einsatz von grünem Wasserstoff im Verkehrssektor. Quelle: Kisker/Buchmüller 2023.  
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1.3.2.2.1. RFNBO-Kriterien 

Während der Projektlaufzeit wurde im Rahmen von zwei sogenannten Delegierten Verordnungen 

(auch als Delegierte Rechtsakte bezeichnet) durch die EU-Kommission definiert, unter welchen 

Voraussetzungen Strom aus erneuerbaren Energien, der zur Herstellung von RFNBO und damit auch 

von grünem Wasserstoff eingesetzt wird, vollständig auf die durch die RED II bzw. die nachfolgende 

RED III vorgegebenen Erneuerbare-Energien-Ziele der EU-Mitgliedstaaten im Verkehrssektor 

anrechenbar ist. Der Prozess zog sich – zunächst über inoffizielle Leaks und anschließend einen 

offiziellen Prozess inklusive Konsultation über mehrere Jahre hin.  

Sowohl die Entwürfe der EU-Kommission als auch die finalen Rechtsakte wurden im Rahmen des 

Projekts intensiv begleitet durch regelmäßige projektinterne Diskussionen, Abstimmungsprozesse, 

eine Stellungnahme gegenüber der EU-Kommission sowie Gespräche mit Entscheidungsträgern in 

Politik und Verwaltung auf deutscher und europäischer Ebene. Die FHW analysierte in diesem 

Zusammenhang die Regelungsvorschläge aus rechtswissenschaftlicher Sicht. Die wesentlichen 

Erkenntnisse zu den finalen Delegierten Rechtsakten und ihren Auswirkungen auf die Erzeugung von 

grünem Wasserstoff in Deutschland wurden in einer Publikation zusammengefasst (Kisker/Buchmüller 

2023). Sie wurden zudem innerhalb und außerhalb des Projekts vielfach vorgestellt. 

Von besonderer Bedeutung für das Reallabor WESTKÜSTE100 waren die Anforderungen der 

Delegierten Rechtsakte an die Herstellung von grünem Wasserstoff, wenn der dafür benötigte Strom 

aus erneuerbaren Energien im Rahmen sogenannter Power-Purchase-Agreements (PPA) über das 

öffentliche Stromnetz bezogen werden soll. Die Delegierten Rechtsakte sehen in diesem Fall 

spezifische Anforderungen vor, nämlich 

• den Strombezug über ein PPA von einer erneuerbaren Stromerzeugungsanlage, 

• die Zusätzlichkeit der genutzten erneuerbaren Stromerzeugungsanlagen (Inbetriebnahme 

grundsätzlich maximal 36 Monate von Inbetriebnahme der RFNBO-Anlage sowie kein Erhalt einer 

Förderung, z.B. durch das EEG), 

• die zeitliche Korrelation von erneuerbarer Stromerzeugung (grundsätzlich stündlich) sowie 

• eine geografische Korrelation von Stromerzeugungs- und RFNBO-Anlage (grundsätzlich in 

derselben Stromgebotszone).  

Von der Anforderung der Zusätzlichkeit gibt es eine wichtige Ausnahme bis zum 31.12.2037 für RFNBO-

Anlagen, die vor dem 1.1.2028 in Betrieb genommen werden (sogenannte First Mover). In Bezug auf 

die zeitliche Korrelation ist in einer Übergangsphase bis zum 31.12.2029 zunächst nur eine monatliche 

anstatt einer stündlichen Korrelation erforderlich. Zu Einzelheiten wird verwiesen auf die ausführliche 

im Rahmen des Projekts erstellte Studie (Kisker/Buchmüller 2023). 

Insgesamt ergeben sich in Bezug auf die Definition der RFNBO-Kriterien aus dem Projekt folgende 

wesentlichen Erkenntnisse: 

• Die RFNBO-Kriterien sind der Versuch, einen Hochlauf der Wasserstoffproduktion innerhalb der 

EU mit ambitionierten Klimaschutzvorgaben zu verbinden. 



 

  

35 
 

• Die Veröffentlichung der RFNBO-Kriterien schafft Rechtssicherheit und Planbarkeit für die 

Marktakteure. 

• Allerdings 

o sind die Klimaschutzvorgaben so ambitioniert (in Bezug auf Zusätzlichkeit und zeitliche 

Korrelation), dass sie das Angebot der für die Erzeugung von grünem Wasserstoff 

nutzbaren Stromerzeugungsanlagen stark beschränken (z.B. bei Inbetriebnahme der 

RFNBO-Anlage ab 2028 keine Nutzung ausgeförderter EEG-Bestandsanlagen mehr 

möglich), 

o verteuern die Anforderungen an den einsetzbaren grünen Strom die 

Wasserstoffgestehungskosten nicht unerheblich (dazu zuletzt auch FfE 2026) und können 

sie den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft ausbremsen, 

o führte die Kleinteiligkeit der Regelungen insbesondere in der ersten Zeit nach ihrer 

Festlegung zu zahlreichen Auslegungsfragen, die in der Praxis Rechtsberatungsbedarf und 

Rechtsunsicherheit auslösten und 

o war der Rechtssetzungsprozess insbesondere auf europäischer Ebene äußerst langsam 

und komplex, er verzögerte konkrete Investitionsentscheidungen für Projekte um Jahre 

und er verteuert die Projekte angesichts zwischenzeitlich gestiegener Kosten nach dem 

russischen Angriff auf die Ukraine erheblich. 

Angesichts des schleppenden Hochlaufs der Wasserstoffwirtschaft in der EU nicht zuletzt aufgrund zu 

hoher Wasserstoffgestehungskosten haben sich sowohl die Bundesregierung als auch die 

Bundesländer mittlerweile für eine Aufweichung oder zumindest zeitliche Verschiebung der hohen 

Anforderungen auf den Delegierten Rechtsakten eingesetzt. Ein entsprechender Überprüfungsprozess 

wird von der EU-Kommission voraussichtlich noch im Laufe des Jahres 2026 aufgenommen. 

1.3.2.2.2. Treibhausgasminderungsquote 

Für den Erfolg des Reallabors WESTKÜSTE100 war entscheidend, dass im Rahmen der Regelungen zur 

Treibhausgasminderungsquote nach den §§ 37a ff. BImSchG (1) die europarechtlich angelegte 

Möglichkeit zur Anrechenbarkeit der Mitverarbeitung von grünem Wasserstoff auf die EE-Ziele der EU 

und (2) die europarechtlichen RFNBO-Kriterien für die Erzeugung von anrechenbarem grünem 

Wasserstoff ins deutsche Recht übernommen wurden.  

Der entsprechende Prozess zur Novellierung der §§ 37a ff. BImSchG sowie der 37. BImSchV wurde im 

Rahmen des Projekts von der FHW intensiv begleitet. Die FHW brachte sich im Konsortium mit 

Analysen von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen sowie der Identifikation und Entwicklung von 

Vorschlägen zur Weiterentwicklung der Entwürfe in rechtswissenschaftlicher Sicht ein. 

Positiv für das Projekt waren insbesondere folgende Aspekte der novellierten Regelungen zur 

Treibhausgasminderungsquote: 

• Umfang der Anrechnung des zur Mitverarbeitung in Raffinerien eingesetzten grünen Wasserstoffs 

auf die Treibhausgasminderungsquote: Der Gesetzgeber entschied sich für eine vollständige 

Anrechnung (unabhängig davon, in welchem Umfang Endprodukte einer Raffinerie im 
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Verkehrssektor zum Einsatz kommen). Dies unterstützt die Wirtschaftlichkeit des Einsatzes von 

grünem Wasserstoff in Raffinerien. 

• Mehrfachanrechnung von grünem Wasserstoff: Der Einsatz von grünem Wasserstoff wird 3-fach 

auf die Treibhausgasminderungsquote angerechnet. In der Folge kann die Mitverarbeitung von 

grünem Wasserstoff in Raffinerien auch bei höheren Wasserstoffkosten noch wirtschaftlich sein. 

• Übernahme der europäischen RFNBO-Kriterien: Der deutsche Verordnungsgeber entschied sich in 

der 37. BImSchV für eine 1:1-Übernahme der in den Delegierten Rechtsakten vorgesehenen 

RFNBO-Kriterien. Insbesondere verzichtete er Verschärfungen (z.B. zur geografischen Korrelation), 

die nach europäischen Recht zulässig gewesen wären. Dies erleichtert grundsätzlich die Erzeugung 

von grünem Wasserstoff in Deutschland und in der Folge auch seinen Einsatz in Raffinerien in 

Deutschland. 

 

Trotz der positiven Schritte zur Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungsquote im Jahr 2023 

verblieben Defizite des Instruments. Dies waren insbesondere 

• eine zu geringe Quotenhöhe 

• eine zu große Anzahl (nicht hinreichend überprüfbarer) Erfüllungsoptionen 

• Möglichkeiten des Banking von (auch zweifelhafter) Zertifikate sowie 

• eine zu geringe zeitliche Planungssicherheit zur Entwicklung der Quote über das Jahr 2030 hinaus. 

 

Die dargestellten Unsicherheiten führten zur Zurückhaltung von Investoren. Hinzu kam, dass im Laufe 

des Jahres 2023 ein Überangebot an Optionen zur Erfüllung der Treibhausgasminderungsquote 

entstand und in der Folge die Preise für Erfüllungsoptionen drastisch sanken. Hintergrund war ein 

starker Import nicht hinreichend überprüfter Biokraftstoffe auf den europäischen Markt. Die Folge des 

Preisverfalls für das Projekt WESTKÜSTE100 und andere Wasserstoffprojekte war, dass der Einsatz von 

grünem Wasserstoff im Verkehrssektor (z.B. durch Mitverarbeitung in Raffinerien) als vergleichsweise 

teure Erfüllungsoption sich nicht mehr als wirtschaftlich darstellte (vgl. dazu Details auch Trans4Real 

2024). Eine Folge war die negative finale Investitionsentscheidung im Rahmen des Projekts 

WESTKÜSTE100. 

Einige der auch im Projekt bereits diskutierten Optionen zur Weiterentwicklung der 

Treibhausgasminderungsquote hin zu mehr Planungssicherheit für Investoren in Projekte zur 

Erzeugung von grünem Wasserstoff hat der Gesetzgeber im Rahmen einer erneuten Novellierung der 

§§ 37a BImSchG im Jahr 2026 aufgegriffen. Dazu gehören: 

• ambitioniertere Mindestquoten 

• Planungssicherheit bis zum Jahr 2040 

• eine Unterquote von 1,5 % für synthetisch erzeugte Kraftstoffe 

• Einschränkungen für fragwürdige Erfüllungsoptionen unter anderem dadurch, dass eine 

Anrechenbarkeit auf die Treibhausgasminderungsquote Vor-Ort-Kontrollen durch staatliche 

Kontrolleure voraussetzt. 
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Zusammenfassend lassen sich zur Treibhausgasminderungsquote folgende wesentliche Erkenntnisse 

festhalten: 

• Es spricht viel dafür, dass auf Basis der jüngsten Reform der Treibhausgasminderungsquote der 

Einsatz von grünem Wasserstoff zur Mitverarbeitung in Raffinerien nunmehr eine wirtschaftlich 

tragfähige Option zur Erfüllung der Treibhausgasminderungsquote darstellen kann. 

• Eine entsprechende tragfähige regulatorische Basis fehlte im Rahmen des WESTKÜSTE100 zum 

Zeitpunkt der finalen Investitionsentscheidung. 

• Sollte sich allerdings in der Praxis herausstellen, dass auch die jüngste Reform der 

Treibhausgasminderungsquote keine hinreichende Investitionsbereitschaft in Bezug auf Projekte 

zum Einsatz von grünem Wasserstoff in Raffinerien auslösen sollte, müssten gegebenenfalls 

andere Steuerungsinstrumente in Betracht gezogen werden. Dies könnten etwa Contracts for 

Difference sein. Diese verschaffen Investoren eine erheblich größere Sicherheit als 

Quotenmodelle, bei denen die Wirtschaftlichkeit von Projekten zum Zeitpunkt der 

Investitionsentscheidung letztlich immer von einer unsicheren, schwer zu prognostizierenden und 

zudem durch potenzielle regulatorische Eingriffe beeinflusste Entwicklung des Verhältnisses von 

Angebot und Nachfrage auf dem Markt für Erfüllungsoptionen abhängig ist. 
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1.4. Forschungsarbeiten zu Kommunikationsstrategie und Akzeptanzsteigerung (AP 7.3) 
(F. Schiller) 

1.4.1.  Einführung 

Im Rahmen von AP 7.3 erfolgte die Erarbeitung einer exemplarischen Kommunikationsstrategie unter 

koordinierender Leitung der Entwicklungsagentur Region Heide (EARH). 

Das Kommunikationskonzept hatte zum Ziel, die Hauptarbeitspakete des Projekts Reallabor 

WESTKÜSTE100 in der Umsetzung zu begleiten. Es beschreibt die Ziele und Inhalte des Projektes und 

schafft Klarheit über die gemeinsame Zielsetzung und deren Umsetzung. Es beschreibt darüber hinaus 

ausschließlich die Kommunikation des Forschungsprojektes und ist nicht als Marketingkonzept zu 

verstehen. Auch wenn bestimmte Überschneidungen feststellbar sind und teilweise auch typische 

Marketingziele (z.B. Steigerung der Bekanntheit) berücksichtigt wurden, hat es sich primär an der 

Bedeutsamkeit des Gesamtvorhabens ausgerichtet und ist nicht nach den Marketingsinteressen der 

einzelnen oder auch verbundenen Konsortialpartner. 

1.4.2. Exemplarisches Kommunikationskonzept 

Die exemplarische Kommunikationsstrategie, und die öffentliche Kommunikation des Projekts 

allgemein, sollen die grundsätzliche gesellschaftliche Akzeptanz zum Thema Wasserstoff bei allen 

Stakeholdern nachhaltig steigern. Dazu sollte eine gut platzierte Öffentlichkeitsarbeit, z.B. über die 

Website (s Abb. 2), Interessierte optimal über das Forschungsprojekt informieren, um so die Akzeptanz 

für das Gesamtvorhaben in der Bevölkerung zu erhöhen. Damit die Außenwirkung einheitlich und 

authentisch bleiben sollte, griff das Kommunikationskonzept im Sinne einer Strategie. Aus dieser 

wurden Maßnahmen abgeleitet, die im Projektzeitraum umgesetzt und in ihrer Wirkung mit dem Ziel 

einer nachhaltig regionalen Akzeptanzgewinnung validiert werden sollten.  

Als exemplarisches Planungsinstrument beschreibt das Konzept, wie die Kommunikation im Projekt 

über alle definierten Kanäle verlaufen soll. Grundsätzlich bezieht es sich übergreifend auf die interne 

und externe Kommunikation und stellt zugleich das Forschungsdesign für das AP 7.3 dar. In Zeiten von 

Digitalisierung und Social Media stehen Unternehmen und auch Projektgesellschaften ebenso wie das 

Projektkonsortium vermehrt vor der Herausforderung, ihre Corporate Identity (CI) über passende 

Kanäle zu präsentieren. Es geht also auch darum, eine entsprechende Corporate Identity für das 

Gesamtvorhaben zu entwickeln und diese gegebenenfalls über den Projektzeitraum hinaus nutzen zu 

können.  

Die Vorplanungen für die Konzepterstellung wurden im Juli 2021 abgeschlossen. In drei Workshops 

wurden gemeinsam mit den Projektpartnern die wichtigsten Zielgruppen - inklusive deren Interessen 

und Einfluss, Themenfelder und Kernbotschaften analysiert sowie bewertet. Die Ergebnisse flossen in 

das Konzept ein und definieren im Weiteren die Auswahl und den Zeitpunkt entsprechender 

Kommunikationsmaßnahmen und -inhalte. 
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Abbildung 24: Bausteine des Kommunikationskonzepts 

 

Das exemplarische Kommunikationskonzept ist in einen konzeptionellen Teil I (Grundlagen) und einen 

Teil II mit der Beschreibung der Vorgaben zur Umsetzung unterteilt. Es wird gemäß des 

Kommunikationsplans in ständiger Abstimmung mit den Konsortialpartnern partizipativ 

weiterentwickelt. 
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Abbildung 25: Projektgrafik WESTKÜSTE100 (Englisch), NordzuWort 2021. 

Entsprechend der Vorhabensbeschreibung sollte unter Einbeziehung von gesellschaftlichen 

Entwicklungen der Bürgerdialog aktiv vorangetrieben werden, um somit eine 

Verwertungskomponente im Einklang mit den Bürgern der Region zu gewährleisten. Dies umfasst 

insbesondere die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze durch erhöhte regionale Wertschöpfung auf 

Basis von PtX, Reduzierung der Arbeitslosenquote, Ansiedlung und Expansion von (grünen) 

Unternehmen, Anpassung von Siedlungsstrukturen, Steigerung der Bevölkerungszahl in der ländlich 

geprägten Region sowie der Studierendenzahl an der FHW. 

Vom Frühjahr bis zum Sommer 2021 wurden drei Online-Workshops durchgeführt, um gemeinsam mit 

den Konsortialpartnern für WESTKÜSTE100 Zielsetzungen, Zielgruppen und ihre Positionen sowie erste 

Kernbotschaften zu erarbeiten und abzustimmen (vgl. Schiller, Kastens und Prehn 2025). Bezüglich der 

übergeordneten Zielsetzung im Forschungsprojekt WESTKÜSTE100 wurden beim zweiten Workshop 

am 01. Juni 2021 folgende Ziele festgehalten:  

• Wir wollen aus der Region heraus einen besonderen Beitrag für den Klimaschutz leisten, in dem 

wir die Sektoren Industrie, Wärme und Verkehr dekarbonisieren.  

• Die Erzeugung und Nutzung von grünem Wasserstoff etablieren.  

• Nicht-fossile Geschäftsmodelle im industriellen Maßstab entwickeln. 

• Regionale Wirtschaftsstrukturen um innovative Branchen erweitern.  

• Die Dekarbonisierung der Wirtschaft durch innovative Unternehmen vorantreiben.  
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Grundlegend für die Kommunikation im Forschungsprojekt WESTKÜSTE100 war es, Transparenz zu 

schaffen, konsistente und sachlich richtige Informationen bereitzustellen, einen konstruktiven Dialog 

zu ermöglichen sowie die richtigen Entscheidungen für einen zielgerichteten Projektfortschritt 

herbeizuführen! Das Konzept soll den Projektpartnern helfen, das Forschungsvorhaben im Ganzen 

sowie in den einzelnen Teilaspekten (HAP 1-7) einer breiten Öffentlichkeit zugänglich, verständlich und 

akzeptabel zu machen. Dazu wurden begleitend diverse ad-hoc Analysen der Öffentlichkeit zu 

Stakeholderfragen und zur Akzeptanz von Wasserstoff erstellt (vgl. Schiller and Klügel, 2021; Weiss, 

Eisenstein and Schiller, 2024; Prehn, Schiller (2021) Contrino, Schiller, Prehn und Kastens (2025). 

Akzeptanzgewinn und Verhaltensänderungen bei allen Akteuren der Energieerzeugung und des -

verbrauchs sind Schlüsselaspekte einer nachhaltigen Implementierung der Energiewende. Welche 

Maßnahmen zur Einbindung der lokal-regionalen Bevölkerung wie konkret umgesetzt werden, ist Teil 

der weiteren strategischen Planung. Nur indem Unsicherheiten zum Beispiel bezüglich neuer 

Technologien behoben werden, kann der Wandel aktiv aus der Region heraus gestaltet werden. Vor 

diesem Hintergrund soll das Kommunikationskonzept insbesondere die projektrelevanten 

Stakeholder/Zielgruppen im Blick haben, welche in den Workshops erfasst wurden. Denn nur eine 

Kommunikation, die die wichtigsten Zielgruppen erreicht, emotional anspricht und demgemäß 

„abholt“, kann langfristig für Vertrauen in das Gesamtvorhaben WESTKÜSTE100 sorgen. 

Ergänzend soll der Transfer der Projektergebnisse durch verschiedene Netzwerkaktivitäten sowie das 

gemeinsame regulatorische Lernen inklusive der Weiterentwicklung gesetzlicher Rahmenbedingungen 

den Markthochlauf von Wasserstoff effizienter gestalten. In diesem Sinne soll die 

Kommunikationsstrategie vor allem dafür Sorge tragen, dass die beantragten 

Untersuchungsgegenstände (Szenarien) realisiert werden können. Im Rahmen der öffentlichen 

Kommunikation wird somit eine nachhaltige Akzeptanzgewinnung zur Nutzung von Wasserstoff und 

deren Transport angestrebt: „Es geht um die Akzeptanz für eine neue Technologie – 

Wasserstoffproduktion/-nutzung und /-transport, die modellhaft lokal und regional umgesetzt wird.“ 

(Arbeitspaket (AP) 7.3 Partnermeeting, 28.01.2021) 

Der Kommunikationsbedarf für die einzelnen Akteure, Stakeholdergruppen und Individuen ist 

typischerweise sehr unterschiedlich. Deshalb lohnt es sich für alle Verbundpartner die Stakeholder 

ihrer Hauptarbeitspakete (HAP, Beschreibung der HAP im Anhang) und Teilprojekte im Auge zu 

behalten, welche im Rahmen der exemplarischen Kommunikationsstrategie nicht bedient werden 

können. Die Projektpartner sollten anhand ihrer Kommunikationsanlässe (s. Kommunikationsplanung 

2022-2023) planen, wie HAP- oder unternehmensspezifische Zielgruppen informiert werden sollen. 

Die Strategie gab zwar vor, wie die Kommunikation nach außen gemäß der Prozessbeschreibung (s. 

Dokument im Anhang) und des abgestimmten Wordings laufen sollte, konnte aber ex-ante nicht 

definieren, wann genau und wie beispielsweise die Stadtwerke Heide auf Ihre Kunden im 

Planungsgebiet zugehen. 

Mit der Vorplanung konnten lediglich inhaltliche und strategische Grundlagen der 

Projektkommunikation geschaffen werden, die den weiteren Projektverlauf beeinflussen konnten. 

Dazu konnte auf die bestehende Stakeholderanalyse zurückgriffen werden, wobei die detaillierte 

Themenanalyse für die spätere Kommunikation wiederum den Partner oblag. Gleichwohl stellte die 

gemeinsame Untersuchung der Zielgruppen/Stakeholder und der damit verbundenen Themen im 

Rahmen der durchgeführten Workshops einen wichtigen Anfang für eine gute interne als auch externe 

Kommunikation dar.  
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Die Projektpartner waren jedoch weiterhin aufgefordert, der Leitung der Kommunikationsstrategie 

ihre Kommunikationsinstrument und -material für das Stakeholderengagement mitzuteilen. Auf dieser 

Grundlage ließ sich im Rahmen der Strategie planen, dass die unterschiedlichen Zielgruppen der 

externen Kommunikation zur richtigen Zeit mit der richtigen Information versorgt werden können. 

Denn ein wichtiges Ziel war es, den Kommunikationsprozess positiv zu steuern und die Risiken einer 

schlechten Kommunikation, wie bspw. eine verfälschte Wahrnehmung, Misstrauen und Opposition 

gegenüber dem Projekt zu vermeiden bzw. zu minimieren. 

Akteure in Reallaboren – Reallabore als Akteure  

Erfahrungsgemäß ist in Reallaboren eine Fülle von Akteuren zu unterscheiden, die in vielfältiger Weise 

und unterschiedlicher Intensität an verschiedenen Aktivitäten partizipieren. Aufgrund des 

„Eingebettetseins“ von Reallaboren ‚in die reale Welt‘, bedarf jedoch vor allem die Außengrenze 

besonderer Aufmerksamkeit. Als (deduktive) Heuristik diente dabei ein Framework von Seebacher, 

Alcántara und Quint (2018): Den Kernbereich (1) nehmen darin die für Konzeption, Kohärenz, 

Prozessgestaltung und Steuerung verantwortlichen Akteure ein. Zum inneren (Akteurs-)Kreis (2) 

werden jene Akteure gezählt, die besonders intensiv an den Reallaboraktivitäten mitwirken. Im 

äußeren (Akteurs-)Kreis (3) befinden sich die Akteure, die sich nur punktuell an Reallaboraktivitäten 

beteiligen. Akteure, die demselben Kontext angehören (Akteurstypen) bilden Sektoren, die im Regelfall 

kreisübergreifend sind und sich im Idealfall über alle drei Kreise erstrecken. 

Durchführung von Workshops zum Mapping der Stakeholder 

Basierend auf dieser Heuristik ließen sich die für WESTKÜSTE100 als relevant erachteten Stakeholdern 

grob in drei Gruppen zusammenfassen:  

a) die dauerhaft organisierten Akteure  

b) die Öffentlichkeit  

c) die Kommunikations-Medien. 

Für jede Stakeholdergruppe (19 identifizierte Gruppen mit regionaler Relevanz) wurden im Rahmen 

der Online-Workshops mit Hilfe einer Marlow-Matrix deren Interessen und 

Einflussnahmemöglichkeiten induktiv überprüft, welche grundsätzlichen Positionen sie vertritt, und ob 

sie für das Projekt relevant werden könnten. Das Ergebnis ist in Abb. 5 dokumentiert. 
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Abbildung 26: Kommunikation Stakeholdergruppen. Darstellung FHW / ITE, April 2021  

Das durchgeführte Stakeholder-Mapping verdeutlichte, dass WESTKÜSTE100 zu den meisten 

Stakeholdern engen Kontakt pflegte. Schulen/Berufsschulen, Banken, Feuerwehren, DB und 

Baulastträger sollten allgemein informiert gehalten werden und die Bauwirtschaft, der ÖPNV sowie 

die IHK/HK in Beobachtung bleiben.  

Bei fast allen Stakeholdern wurden ein gewisses (Eigen-)Interesse am Projekt WESTKÜSTE100 

angenommen. Gleich mehreren Stakeholdern wurden dabei aber sowohl positive als auch als negative 

Einflussmöglichkeiten bzgl. WESTKÜSTE100 zugesprochen – wobei die positiven (81%) die negativen 

(56%) überstiegen. Im lokalen/regionalen Kontext überwog allerdings die Einschätzung der negativen 

Einflussnahme (13% vs. 9.9%, eigene Auswertung ITE 05/2021), was nahelegte, diese Gruppe aktiv 

einzubinden. ES wurden etwa Verzögerungen/Blockaden durch zuständige Behörden und 

Grundstückseigentümer/Hausbesitzer befürchtet, was einen engen Kontakt zu diesen Gruppen durch 

direkte Kommunikation nahelegte.  

Ein besonders enger Kontakt sollte desgleichen zu den lokal-strategischen Stakeholdern, besonders zu 

politischen Fraktionen, Bürgermeistern und Landräten gepflegt werden, auch wenn diese Gruppe 

überwiegend mit einzelnen Themen hinsichtlich der „lokalen/regionalen“ Wirtschaftspolitik wie bspw. 

Industrieansiedlung und Arbeitsplätze von den Projektpartnern assoziiert wurde. 

Breit gefächert war die Erwartung, dass Stakeholder der Vernetzung und Lobbyarbeit für 

WESTKÜSTE100 dienen könnten. Das übergeordnete Ziel der „Dekarbonisierung“ spielte bzgl. der 

Interessensformulierung nahezu keine Rolle in der Stakeholder-Einschätzung der Projektpartner – mit 

der wichtigen Ausnahme der Grundstoffindustrie. Die am häufigsten positiv konnotierten Themen der 

einzelnen Stakeholdergruppen (s. Abb.10: Stakeholder-Interessen, Begleitforschungsergebnisse 

FHW/ITE, Juni 2021) waren: 
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• Arbeitsplätze 

• Vorbildfunktion 

• Industrieansiedlung 

• Fachbildung 

• B2B/B2C 

• Vernetzung 

• Beteiligung 

• Sicherheit 

• Substitution fossiler Energieträger 

• Emissionsreduktion. 

Die in den Workshops erarbeitete Kartierung der Stakeholderlandschaft bot den Konsortialpartnern 

zahlreiche Ansatzpunkte, kommunikativ auf die jeweilige Stakeholdergruppe zuzugehen und deren 

Informationsbedürfnis spezifisch anzusprechen. Hier sollten insbesondere Stakeholder mit positiven 

Einflussmöglichkeiten auf WESTKÜSTE100 priorisiert werden. Allerdings war festzustellen, dass die 

integrative Kraft von Themen wie Dekarbonisierung und Reduktion fossilen Energieeinsatzes bei den 

Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Workshops kaum erkannt wurde.  

 

Abbildung 27: Die Darstellung zeigt die Code-Landkarte, welche auf das Stakeholdermapping in den Workshops zurückgeht. 
Inhaltlich nahe Themen werden in der Abbildung auch räumlich nahe dargestellt. Punktgröße reflektiert die Häufigkeit der 
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Themennennung, Linienstärke die Häufigkeit der entsprechenden Verbindung und die Punktfarbe die Zugehörigkeit zu einem 
der acht Cluster (Darstellung FHW / ITE, April 2021).  

Die mit der übergeordneten Zielsetzung verbundenen Themen, die sich primär aus der Zweck-

widmung der Förderung für das Reallabor WESTKÜSTE100 ableitet, wie bspw. die Substitution fossiler 

Energieträger, wurden im Rahmen der Workshop-Reihe von den Konsortialpartnern nur auf Nachfrage 

genannt. In Bezug zu den Stakeholder-Gruppen wurden gemeinsam folgende Themenschwerpunkte 

festgehalten: 

• Sektorenkopplung  

• Kreislaufwirtschaft  

• Dekarbonisierung  

• Energiewende  

• Grüner Wasserstoff  

Um weitere systematische Informationen über Einstellungen, Meinungen, Wissen und offene Fragen 

der lokal/regionalen Öffentlichkeit, d.h. der Menschen in der Region Heide zu erfassen sowie ihr 

spezifisches Interesse am Reallabor WESTKÜSTE100 herauszufinden, wurde im Jahr 2022 eine 

Befragung durchgeführt. Die Ergebnisse wurden in der exemplarischen Kommunikationsstrategie 

berücksichtigt.  

Im Einzelnen erfuhr die exemplarische Kommunikationsstrategie folgende Konkretisierungen: 

Positionierung von WESTKÜSTE100 

Als eines der Projekte der „100er Serie“ der Region Heide stand WESTKÜSTE100 auch für 100% 

erneuerbare Energien an der Westküste Schleswig-Holsteins. Mit der 100er-Serie soll aufgezeigt 

werden, wie die Energiewende beispielhaft im Rahmen einer regionalen Wasserstoffwirtschaft 

umgesetzt werden kann und inwieweit das Projekt Modellcharakter für andere Regionen haben kann. 

Dazu gehörten die Errichtung, Erprobung, Untersuchung einer groß-technische Elektrolyse mit 

Skalierungspotenzial, um grünen Wasserstoff im industriellen Maßstab herzustellen und über eine 

regionale Wertschöpfungskette tragfähige Betriebs- und Geschäftsmodelle zu entwickeln. 

Für die Kommunikation wurde dazu ein Konzeptrahmen entwickelt, der das Reallabor eindeutig als 

WESTKÜSTE100 positioniert. Alle Kommunikationsmaßnahmen sollten darauf abzielen, diese 

Positionierung zu unterstützen. Damit die Positionierung aktiv durch das Handeln der 

Konsortialpartner unterstützt wurde, sollte auch die (Fach-)Öffentlichkeit das Forschungsprojekt als 

solches wahrnehmen.  

Dieser strategische Ansatz zur Positionierung von WESTKÜSTE100 wurde auf Grundlage der mit den 

Akteuren in den Workshops erarbeiteten Einschätzungen zur Vision, Mission und Zielsetzung des 

Reallabors entwickelt. Die Kernpositionierung von WESTKÜSTE100 verwies im Ergebnis auf die Vision: 

„nachhaltiger zu fliegen, zu bauen und zu heizen“ und legte umfassend fest, welches Bild von 

WESTKÜSTE100 bei den Zielgruppen erzeugt wird/werden sollte. 
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• Zukunft gestalten: nachhaltiger bauen, heizen und irgendwann auch fliegen 

• Wirtschaft kann Energiewende  

• Dekarbonisierung der Industrie durch Sektorenkopplung 

• Transformation Energiesystem 

• Grüne Wasserstoff-wirtschaft etablieren  

• Für eine neue Wirtschaft, die auf grüne Energie setzt 

• Zukunft gestalten -CO2 Emissionen reduzieren 

• Kernposition Wirtschaft kann Energiewende  

Dem folgten:  

Kernpositionierung von WESTKÜSTE100 

Die Kernpositionierung von WESTKÜSTE100 wurde auf der Grundlage der mit den Akteuren in den 

Workshops erarbeiteten Einschätzungen zur Vision, Mission und Zielsetzung des Reallabors entwickelt. 

Die Kernpositionierung von WESTKÜSTE100 verwies auf die Vision: "nachhaltiger zu fliegen, zu bauen 

und zu heizen" und legte umfassend fest, welches Bild von WESTKÜSTE100 bei den Zielgruppen erzeugt 

wird/werden sollte. 

Kernbotschaften 

Die verschiedenen Aspekte der Positionierung von WESTKÜSTE100, verstanden als Kernbotschaften, 

gingen aus den Kernpositionierungen hervor. Die zentralen Botschaften sollten als Leitaussagen nicht 

wörtlich verwendet werden. Sie bilden den Rahmen für die Kommunikation nach außen und zählen 

auf das Kommunikationsziel ein. 

Corporate Design und Logo 

Grundlage aller Kommunikationsprodukte ist das Corporate Design und in Verbindung mit einem 

Grundstock an Bildmotiven. Für das Projekt wurde ein Styleguide entwickelt, der Farben, Schriften, 

den Einsatz von grafischen und textlichen Elementen usw. regelte. 

Storyline und Storytelling 

Eine Storyline schafft eine Verbindung zwischen Positionierung, Botschaft und Benennung. Die Inhalte 

der Storyline bilden die Basis für alle Kommunikationsmaßnahmen von WESTKÜSTE100 und werden 

zielgruppengerecht und medienspezifisch aufbereitet. Alle Kommunikation wurde zu dieser 

Geschichte verdichtet: Transformation der Industrie durch Sektorenkopplung, Speichertechnologien 

und Weiterverarbeitung/-nutzung werden integriert. Große Mengen an grüner Energie können auch 

für eine neue Wertschöpfung in energieintensiven Bereichen eingesetzt werden. 

Ziel der Kommunikationsstrategie 

Das Ziel der Kommunikationsstrategie von WESTKÜSTE100 war es, die Positionierung des Projekts als 

Teil der "100er Serie" auszuarbeiten und die Kernbotschaften zu kommunizieren. Die gemeinsame 
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Kommunikationsstrategie soll die (lokalen) Zielgruppen erreichen und die Positionierung des Projekts 

als ein Modell für die Energiewende in der Region Heide präsentieren. 

Prozessbeschreibung  

Für den Fall von Pressemitteilungen wurde die Kommunikation im Namen von WESTKÜSTE100 

detailliert festgelegt. Es wurden eine Reihe von prozeduralen Regeln und Abstimmungsprozeduren 

vereinbart, um das Projekt in der Öffentlichkeit zu vertreten. 

 

Zusammengefasst arbeitete die exemplarische Kommunikationsstrategie von WESTKÜSTE100 die 

Positionierung des Projekts als Teil der "100er Serie" heraus und gewährleistete, dass die 

Kernbotschaften des Projekts fortlaufend kommuniziert wurden. Die Strategie stellte die 

Arbeitsgrundlage dar, um die Zielgruppen von WESTKÜSTE100 zu erreichen und die Positionierung des 

Projekts als ein Modell für die Energiewende in der Region Heide zu präsentieren (s. 7.3.2). Zugleich 

zahlte die exemplarische Kommunikationsstrategie mit ihrer praktischen Orientierung auch auf die 

Ziele von 0.1.7 „Koordination der Pressesprecher“ und 0.1.8 „übergeordnete 

Disseminationsmaßnahmen“ ein. Parallel dazu wurden seitens der EARH mehrere 

Informationsveranstaltungen zum Projekt in Heide zum Teil unter Teilnahme von Projektpartnern 

organisiert. 
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1.5. Forschungsarbeiten zu Wechselwirkungen mit Wirtschaft und Gesellschaft (AP 7.4) 
(F. Schiller) 

1.5.1. Einführung 

Ziel des Arbeitspaketes 7.4 war die Identifizierung von Megatrends und regionalökonomischen 

Faktoren (7.4.1), die Bestimmung von (richtungssicheren) Transformationspfaden (AS 7.4.2) politische 

und soziale Maßnahmen wie u.a. die Identifikation von Stakeholdern (AS 7.4.3), sowie die Vernetzung 

mit anderen Projekten und Initiativen (AS 7.4.5) 

1.5.2. Review relevanter Szenariostudien 

Dazu wurde zunächst mit einer Sichtung und Review einschlägiger Langfrist- und Szenariostudien 

begonnen (7.4.1). Diese unterteilten sich in aktuelle, weil politisch handlungsleitende 

Langfristszenariostudien, welche in hoher zeitlicher und räumlicher Auflösung, die Transformation des 

Energiesystems in Deutschland modellierten und so gewichtige Einsichten in die zukünftige Rolle von 

grünem Wasserstoff in der Transformation boten. Daneben wurden regionale Studien und 

Planungsdokumente der Landesregierung Schleswig-Holstein und der Regionalen Kooperation 

Westküste in die Untersuchung einbezogen. Schließlich wurden auch sektorale Szenarien dem Review 

hinzugefügt und zwar für die projekt-relevanten Sektoren Zement, Heizen und Luftverkehr. Derart 

ergab sich ein detailliert zu reviewender Korpus aus 14 Publikationen von teils hundertseitigem 

Umfang und heterogen Methoden und Systemgrenzen. Zur Durchführung eines systematischen 

Reviews wurde dazu auf die Codierungssoftware MAXQDA zurückgegriffen. Sachliche Einsichten aus 

dem Review wurden lokalen und regionalen Stadtwerken der Energie und Wasserwirtschaft im 

Rahmen des Verbands der Schleswig-Holsteinischen Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (VSHEW – 

nunmehr Verbands der Schleswig-Holsteinischen Energie- und Wasserwirtschaft e.V., VNEW) 

vorgestellt.  

Parallel zu der beginnenden Review wurde nach Szenariomethoden recherchiert, die sich mit einer 

Personalstelle (Doktorandin) im Rahmen des Projektes umsetzen ließen. Dabei wurden für die 

praktische Umsetzung von AP 7.4.2 die Einfachheit der Methode bei gleichzeitiger Behandlung 

komplexer Prozesse, Softwareverfügbarkeit und Erlernbarkeit berücksichtigt. Hier wurde die Cross-

Impact-Balance (CIB) als thematisch wie auch pragmatisch passende Szenariomethode identifiziert.  

1.5.3. Cross-Impact-Balance Methode zur Bestimmung von (richtungssicheren) 
Transformationspfaden 

Die CIB ist eine in der Zukunftsforschung sehr etablierte Methode. Szenariotechniken werden als 

wertvolles Instrument angesehen, um Systemwissen in politische Entscheidungsprozesse einzubringen 

(Jenssen, Weimer-Jehle (2012), Kurniawan and Schweizer (2020), Poganietz, W.-R., & Weimer-Jehle 

(2020); Schmidt-Scheele (2019); Schweizer, Kurniawan (2016); Stankov et al. (2021), Vögele, Poganietz 

Mayer (2019); Weimer-Jehle, W. (2006, 2009); Weimer-Jehle, W. et al.(2020)). Oft sind sie dabei in 

transdisziplinäre Forschung eingebunden. Es geht darum, mögliche Zukünfte zu analysieren und als 

strukturiertes Orientierungswissen anzubieten. Im Gegensatz zu deterministischen Prognosen 

versuchen Szenariomethoden nicht, eine einzige (wahre) Zukunft vorherzusagen, sondern vielmehr 

alternative Entwicklungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Dabei existieren verschiedene Varianten dieser 

Methoden, die jedoch alle auf kausalen Mechanismen basieren – ein Ansatz, der tief in der 
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sozialwissenschaftlichen und systemtheoretischen Literatur (vgl. Hedström & Swedberg 1998, Bunge 

1997, 2004) verankert ist.  

Was die CIB von anderen Techniken der Zukunftsforschung unterscheidet, ist ihre systemische 

Ausrichtung: Sie bildet kausale Wechselwirkungen in einer Multimatrix ab, die gleichzeitig ein 

Mehrebenennetzwerk darstellt und damit als System behandelt werden kann. Dadurch ist die 

Methode sowohl mit der Netzwerkanalyse als auch mit der Systemtheorie verwandt. Die 

zugrundeliegenden kausalen Mechanismen können aus unterschiedlichen Quellen abgeleitet werden, 

darunter Experteninterviews, Studien oder Datenbanken. 

Ein besonderer Vorteil der CIB liegt in ihrer Flexibilität bei der Datenintegration: Sie erlaubt die 

Berücksichtigung sowohl quantitativer als auch qualitativer Daten. Diese fließen in die Multimatrix ein 

und können gemeinsam verrechnet werden. Auf dieser Grundlage wird die Systemstruktur mit den 

erfassten Variablen und Parametern in die Zukunft extrapoliert. Die Methode ermöglicht es so, 

konsistente von inkonsistenten Szenarien zu unterscheiden, sodass am Ende nur plausible, 

widerspruchsfreie Zukunftsbilder formuliert werden. 

Allerdings weist auch dies methodische Grenzen auf: Während die CIB strukturelle Beziehungen 

zwischen Variablen zwar abbildet, werden diese in der Regel als statische Zustände behandelt. 

Ausgehend von dieser Systemstruktur werden die relevanten Variablen oder Parameter in die Zukunft 

extrapoliert. Dies geschieht in der Regel, ohne die strukturellen Zusammenhänge innerhalb eines 

Systems zu verändern. Relevante dynamische Effekte wie Schwellenwerte, Nichtlinearitäten oder 

Netzwerkeffekte werden so allenfalls unzureichend berücksichtigt. Dies ist eine sehr grundlegende 

Einschränkung, da nichtlinearen Dynamiken bei der technologischen oder gesellschaftlichen 

Transformation in Form von Skalen- und Netzwerkeffekte, Kostendegression etc. eine zentrale Rolle 

spielen.  

Zudem ist die Beschaffung von Daten zur Untermauerung der Modelle nicht trivial, weshalb 

verschiedene „narrative“ Ansätze entwickelt wurden, darunter „Story and Simulation“, „integrierte 

Szenarien“, welche qualitative oder quantitative Daten nutzen. Die Datenqualität ist jedoch nur ein 

Aspekt guter Szenariomodelle, ein weiterer ist deren Konsistenz. 

Der Datenqualität wird durch den CIB-Ansatz insofern Rechnung getragen, als dass diese quantitativen 

und qualitativen Faktoren – sogenannte Deskriptoren – sowie deren mögliche (zukünftige) Zustände 

identifiziert, um das System abzubilden. Die Deskriptoren und ihre Zustände werden dazu in einer 

Cross-Impact-Matrix zusammengefasst, die die Wechselbeziehungen erfasst und sodann auf 

Konsistenz abzielt: Die Treiber (Matrixzeilen) und die Ergebnisse (Matrixsäulen) treten in paarweisen 

Beziehungen zwischen den Deskriptoren in der Matrix auf. Szenariofaktoren werden gleichzeitig als 

Szenariotreiber und als Folgen oder Ergebnisse betrachtet. Durch die Kombination möglicher 

Anordnungen von Deskriptorzuständen zu konsistenten Sätzen werden mögliche Zukunftszustände 

des Systems identifiziert. Die CIB ermöglicht auch die Unterscheidung zwischen direkten und 

indirekten Einflüssen. Direkte Einflüsse werden als promotierende oder restriktive Einflüsse 

dargestellt, während indirekte Einflüsse als Doppelzählungen berücksichtigt werden müssen, um die 

Ergebnisse nicht zu verfälschen. 

Die CIB-Analyse kann auch partizipativ durch Wertungen durchgeführt werden, bei denen die Frage 

gestellt wird, ob ein Deskriptorenzustand x einen direkten Einfluss auf einen Deskriptorenzustand y 

hat. Die Antworten können auf einer sieben-Punkte-Ordinal-Skala erfasst werden, wobei positive 

Punkte promotierende Einflüsse und negative Punkte restriktive Einflüsse darstellen. Die 



 

  

50 
 

Deskriptorenzustände können dabei auch quantifiziert werden, was eine Netzwerk-Simulation 

ermöglicht.  

Kurniawan und Schweizer (2020) haben eine interessante Variante der CIB vorgestellt, bei der sie die 

Multimatrix als Netzwerk interpretieren. Dabei werden die Deskriptoren (Variablen) und die 

Deskriptorenzustände (Parameter) als Knoten und Kanten des Netzwerks dargestellt. Dies ermöglicht 

eine systemtheoretische Analyse, bei der die Zeilen die Treiber und die Spalten die Effekte 

repräsentieren. Obwohl die beiden Autoren letztlich keine CIB durchführen, wurde die Methode 

benutzt, um auf dieselbe Art und Weise die Deskriptoren in den betrachteten Studien zu analysieren 

und eine Vergleichbarkeit der Studien trotz ihrer methodischen und sektoralen Unterschiedlichkeit zu 

gewährleisten. Parallel wurde Witold-Roger Poganietz von Karlsruher Institut für Technologie 

kontaktiert, um ggf. auf methodische Begleitung zurückgreifen zu können.  

Der Ansatz von Kurniawan und Schweizer bot die methodische Grundlage zusammen mit regionalen 

Stakeholdern, die bestehenden Langfristszenarien und Entwicklungspläne der Region Westküste für 

eine CIB aufzubereiten. Dabei deckten jedoch die Regionalpläne WESTKÜSTE100 nur zu Teilen ab – es 

fehlte der Wärmesektor mit einer Betrachtung von H2-Beimischung, so dass ergänzende methodische 

Schritte notwendig waren, um qua CIB die Sektoren neben Verkehr (Fliegen) und Zement auch noch 

den Gebäudesektor („grüner Heizen“) abzudecken.  

Die netzwerkanalytische Methode (Zentralitätsindikatoren) von Kurniawan & Schweizer (2020) bot 

eine Heuristik, um WESTKÜSTE100 vor dem Hintergrund der von den Studien als relevant erachteten 

Faktoren zu beurteilen. So lässt sich qualitativ sehr eindeutig aufzeigen, welche Schwerpunkte ein 

Projekt im Vergleich zu den bestehenden Regional- und Landesplänen setzt.  

Die Methode beruht auf der Beobachtung, dass die Indikatoren in Mehr-Ebenen-Szenarios oft nur in 

einzelnen Feldern und Ebenen (der CI-Matrix) interagieren. So können Felder mit als irrelevanten 

geschachtelten Deskriptoren eliminiert werden. Ähnliche Methoden zur Integration und Reduktion 

von Faktoren/Deskriptoren in der CIB haben auch Vögele et al. (2017) vorgestellt. Sie sind notwendig, 

um der durch die existierende CIB-Software gesetzte Komplexitätsschranke (absolute Anzahl der 

Deskriptoren) gerecht zu werden.  

Die Literaturreview wurde abgeschlossen und die Ergebnisse den Projektpartnern vorgestellt. Einzelne 

Studien wurden aufgrund ihrer Bedeutung für die Transformation im regionalen Kontext Stakeholdern 

(VSHEW) vorgestellt. 

Um für die CIB eine konsolidierte Datenbasis zu schaffen, wurden parallel zur Literaturreview 

verfügbare Daten zu den bestehenden Elektrolyseprojekten in Deutschland aufgenommen. Diese 

Daten bezogen sich u.a. auf die geplante Größe, den Sektor und die geplante Nutzung der anfallenden 

Nebenprodukte. Hintergrund dafür war die im Projekt geplante Nutzung von Abwärme und Sauerstoff. 

Mithilfe dieser Daten konnten zudem Vergleiche zu anderen Projekten gezogen werden, um die 

Herausbildung von H2-Wissensnetzwerken praktisch zu unterstützen.  

Für den Anwendungsfall der Abwärmenutzung wurden dazu Fachvorträge erarbeitet und auf der 

norddeutschen Wärmekonferenz in Hamburg und in der Dena-Konferenz in Berlin vorgestellt. Daraus 

resultierten in der Folge zwei Aufsätze, die zum einen in den Proceedings und zum anderen im Journal 

„Resources, Conservation and Recycling Advances“ peer-reviewed publiziert werden konnten. Im 

Anschluss daran wurden für das Projekt auch konkrete Planungsoptionen zur Nutzung des 
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Abwärmestroms des geplanten Elektrolyseurs von >3TWh erstellt. Diese wurden dem Konsortium 

ebenfalls bereitgestellt. 

Mit den fortdauernden Verschiebungen der FID und der Verkleinerung des HyScale-Konsortiums 

erschien eine umfassende CIB in der Folge von AP 7.4.2 der Gesamtvorhabenbeschreibung zunehmend 

unpassend, so dass die Arbeiten daran zunächst heruntergefahren wurden, bis die CIB später in einem 

Änderungsantrag gänzlich zugunsten eines avisierten Energiesystemmodells aufgegeben wurden. Der 

Änderungsantrag wurde vom Projektträger aufgrund der negativen FID der Projektpartner allerdings 

nicht mehr bewilligt. 

1.5.4. Vernetzung mit anderen Projekten und Initiativen 

In Bezug auf AP 7.4.5 „Vernetzung mit anderen Projekten und Initiativen“ kam eine erste 

Bestandsaufnahme existierender H2-Forschungs-und Fördernetzwerke in den Genuss einer Förderung 

der Kartierung von Wasserstoffprojekten durch das Land Schleswig-Holstein. Mit dieser Karte wurde 

der Forschungscommunity ein effektives Vernetzungstool an die Hand geben (https://hysh.de/h2-

interaktiv), wovon auch WESTKÜSTE100 profitieren konnte (AP 7.4.5 und AP 7.3). Die 

Arbeitszeitverteilung wurde zu Gunsten dieses Projekts verschoben, so dass nur noch die 

kommissarische Projektleitung pro bono in WESTKÜSTE100 eingebracht wurde und nur das 

Promotionsvorhaben vollständig im Rahmen des Projektes verblieb.  
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2. Darstellung der wichtigsten Positionen des zahlenmäßigen Nachweises 

Im Projekt WESTKÜSTE100 sind insgesamt 909.111,81 € an Ausgaben entstanden, gegenüber einem 

Gesamtplan von 2.197.555,00 €. Dies ist im Wesentlichen auf die zunächst verzögerte und später 

negative Investitionsentscheidung bezüglich des Baus des geplanten Elektrolyseurs zurückzuführen. 

Deswegen wurde Ende 2023 ein Ausgabenstopp verhängt, der lediglich bereits vorhandene Verträge 

(z.B. Personalverträge) ausgenommen hat. 

Im Projekt sind folgende wichtige Positionen zu nennen: 

a) Personalkosten: Im Projekt wurden 5 Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter verschiedener 

Fachrichtungen geplant, die in unterschiedlicher Intensität und Dauer interdisziplinär in 

verschiedenen Arbeitspaketen zum Projekt beitragen sollten. Nach gutem Besetzungsstart 

waren Personalwechsel ständig eine Herausforderung, die im Projektverlauf durch die 

Unsicherheit hinsichtlich der Investitionsentscheidung und der verbleibenden Projektlaufzeit 

entsprechend größer wurde. Nach dem Ausgabenstopp wurden vakante Stellen dann nicht 

mehr wiederbesetzt. Insgesamt wurden daher im Projekt mit 722.066,31 € gegenüber einem 

Planansatz von 1.032.453,00 € ca. 30% des angesetzten Budgets nicht verbraucht. 

Im Projekt wurden außerdem studentische Hilfskräfte eingesetzt. 

b) F&E-Aufträge: Im Projekt war die Vergabe von F&E-Aufträgen vorgesehen, von denen aufgrund 

der verzögerten Investitionsentscheidung lediglich ein Auftrag zur Zusammenarbeit 

hinsichtlich der rechtlichen Rahmenbedingungen auch ausgelöst wurde. Der andere geplante 

F&E-Auftrag hat sich zunächst beim geplanten Auftragnehmer verzögert und wurde später 

aufgrund der Unsicherheit hinsichtlich der Investitionsentscheidung im Projekt zurückgestellt. 

Eine Umplanung der Mittel im Projekt wurde im Projektverlauf diskutiert, aufgrund der 

negativen Investitionsentscheidung jedoch nicht mehr umgesetzt. Insgesamt wurden von den 

geplanten 1.016.706,00 € lediglich 94.193,03 € verausgabt. 

Positionen wie Reisekosten, Mieten oder Investitionen hatten nur einen untergeordneten kleinen 

Kostenanteil im Projekt. 

 

3. Notwendigkeit und Angemessenheit der geleisteten Projektarbeiten 

Die finanzielle Förderung hat es der FHW ermöglicht, einen messbaren Beitrag zu  

• Fragen der Skalierung und der Regelung von Wasserstoffprojekten im industriellen Kontext, 

• zu den regulatorischen Rahmenbedingungen des Hochlaufs einer Wasserstoffwirtschaft im 

Allgemeinen sowie im Verkehrssektor im Speziellen sowie 

• zu Maßnahmen zur Förderung der Klimaneutralität und des Strukturwandels in der 

Modellregion Westküste sowie im Bundesland Schleswig-Holstein 

zu leisten.  
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Die geleistete Arbeit war zwingend notwendig, um die systemische Steuerbarkeit und die 

ökonomischen Grenzen einer hochintegrierten Sektorenkopplung aufzuzeigen. Gerade weil die 

physische Anlage aufgrund der negativen Investitionsentscheidung letztlich nicht realisiert wurde, ist 

der virtuelle Nachweis der Machbarkeit und die optimale Skalierung und Regelung eines solchen 

Gigawatt-Systems essenziell für künftige Investitionsentscheidungen im Bereich Power-to-X. Die 

negative Investitionsentscheidung hat zudem gezeigt, wie unsicher ein erfolgreiches Wirtschaften von 

der Industrie gesehen wird, weshalb eine Finanzierung durch öffentliche Fördermittel notwendig war, 

um Planungssicherheit für eine grüne Wasserstoffwirtschaft zu ermöglichen. 

Aufgrund der hohen Komplexität des Vorhabens und des Finanzbedarfs wäre die FHW ohne diese 

Förderung nicht imstande gewesen, in der geplanten Projektzeit ein solches Projekt zu bewältigen und 

so die positive Kompetenzentwicklung zu erreichen. Durch die öffentlichen Fördermittel wurde es der 

FHW und ihren Partnern ermöglicht, das technische und wirtschaftliche Risiko zu minimieren und 

hierdurch Kosten- und Arbeitseffizienz im Projektverbund aufrechtzuhalten. Aufgrund Ihres Auftrags 

standen der Hochschule keine eigenen Finanzierungsmöglichkeiten zur Verfügung. Bezüglich der 

Verfügbarkeit von EU-Fördermitteln oder Landesmitteln bestanden ebenfalls keine alternativen 

Fördermöglichkeiten. 

 

4. Voraussichtlicher Nutzen, insbesondere Verwertbarkeit des Ergebnisses – 
auch konkrete Planungen für die nähere Zukunft - im Sinne des 
fortgeschriebenen Verwertungsplans 

Die FHW war im Projekt nicht wirtschaftlich tätig. Einen wirtschaftlichen Nutzen hat sie selbst aus dem 

Projekt folglich nicht. Sie hat durch ihre Forschungsarbeiten aber zu Möglichkeiten der wirtschaftlichen 

Verwertung durch die Projektpartner sowie – im Rahmen des Hochlaufs der Wasserstoffwirtschaft – 

auch von anderen Unternehmen der Branche beigetragen.  

Die FHW konnte durch das Projekt am ITE zusätzliche Kompetenzen mit Schwerpunkt Wasserstoff in 

den Arbeitsgruppen Sektorenkopplung, Automatisierungstechnik, Energiewenderecht sowie 

Wirtschaft und Gesellschaft aufbauen. Diese Kompetenzen sind zwischenzeitlich bereits in eine Reihe 

neuer Forschungs- und Transferaktivitäten, insbesondere auch in Zusammenarbeit mit KMU, 

eingeflossen (vgl. die Projektübersicht des ITE unter www.fh-westkueste.de/ite) 

Erkenntnisse aus der Forschung im Projekt fließen seit Projektbeginn zudem unmittelbar in die 

anwendungsorientierte Lehre an der FHW ein. So wurden etwa technische Aspekte in den 

Masterstudiengängen „Green Energy“ und „Automatisierungstechnik“ sowie „Grundlagen elektrischer 

Energietechnik“ und „Windenergietechnik“ für die Bachelorstudiengänge „Elektrotechnik und 

Informationstechnik", „Green Buildings Systems" und „Management & Technik“ an der 

Fachhochschule Westküste in Form von Vorlesungen und Gastvorträgen eingebunden. Rechtliche 

Aspekte sind Gegenstand der energierechtlichen Vorlesungen im Masterstudiengang „Green Energy“. 
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5. Während der Durchführung des Vorhabens bekannt gewordener 
Fortschritt auf dem Gebiet des Vorhabens bei anderen Stellen 

Während der Laufzeit des Reallabors WESTKÜSTE100 (2020–2025) hat sich das nationale und 

europäische Forschungs- und Marktumfeld im Bereich der Wasserstofftechnologien und 

großskalierten Sektorenkopplung rasant weiterentwickelt. Die Fachhochschule Westküste (FHW) hat 

diesen Fortschritt kontinuierlich analysiert und methodisch gespiegelt. Hierbei spielte die 

übergeordnete Transferforschung und Reallabor-Vernetzung (Trans4Real) eine tragende Rolle. Die 

FHW beteiligte sich aktiv an diesem wissenschaftlichen Austauschkreis der Reallabore. Dieser 

institutionsübergreifende Diskurs lieferte wichtige vergleichende Erkenntnisse und Parameter – 

insbesondere hinsichtlich der mathematischen Modellbildung, thermodynamischen Restriktionen und 

Integritätsbedingungen von geologischen Wasserstoff-Salzkavernen. Während der Projektlaufzeit 

wurden deutschland- und europaweit vergleichbare Großprojekte initiiert oder in die Umsetzung 

überführt, die wertvolle Benchmarks für das von der FHW modellierte Skalierungsszenario lieferten. 

Hierzu zählen Großprojekte wie der Energiepark Bad Lauchstädt (mitteldeutsches Chemiedreieck), der 

ebenfalls die Kette aus industrieller Großelektrolyse, Pipeline-Transport und Salzkavernen-

Speicherung fokussiert.  

Während der Projektlaufzeit wurde das Klima-Navi Schleswig-Holstein verstetigt und hat eine eigene 

Homepage gefunden, um klima-relevante Daten für Schleswig-Holstein zu kommunizieren und 

anzubieten. Die exemplarische Kommunikationsstrategie fand während der Projektlaufzeit 

Anwendung und ist mit Projektende aufgelöst worden. Die nationalen Langfristszenarien und 

Leitstudien mitsamt ihren Aktualisierungen waren für das Projekt weiterführend, blieben jedoch, 

obwohl räumlich explizit, ohne direkte Wirkung bezüglich der im Konsortium vertretenden Industrien 

in der Region. Gleichwohl werden im grenznahen Bereich wasserstoffbasierte Industrien im großen 

Maßstab vorangetrieben. Zudem wurden in der Region neue Initiativen wie Net-Zero-Valley 

angestoßen und andere Net-Zero-Industrieansiedlungen werden weiterentwickelt. 

Seit Projektbeginn befindet sich der projektrelevante nationale sowie europäische Rechtsrahmen für 

das allgemeine Energierecht sowie für die Wasserstoffwirtschaft in ständigem Wandel. Konkrete 

Beispiele sind etwa die Gesetzgebungsverfahren zum Wasserstoffbeschleunigungsgesetz und zur 

Treibhausgasminderungsquote nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz, das 

Energiefinanzierungsgesetz mit speziellen Regelungen für die Erzeugung von grünem Wasserstoff, die 

Delegierten Rechtsakte für die Definitionen von grünem und kohlenstoffarmem Wasserstoff. Derartige 

Entwicklungen reichen auch über das Ende der Projektlaufzeit hinaus und spielen folglich auch im Jahr 

2026 sowie darüber hinaus eine zentrale Rolle. Rechtswissenschaftliche Begleitforschung zum 

Wasserstoffhochlauf wird daher auch in den kommenden Jahren relevant bleiben. 

6. Liste der erfolgten oder geplanten Veröffentlichungen des Ergebnisses 
nach Nr. 5 der NKBF/NABF 

 

Die im Projekt erfolgten wissenschaftlichen Veröffentlichungen und Vorträge sind folgenden Anhang 

zusammengestellt. 
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6.1. Anhang zur eingehenden Darstellung: Veröffentlichungen & Vorträge 

 

Veröffentlichungen im Zusammenhang mit dem Projekt WESTKÜSTE100: 

• I. Contrino/F. Schiller/K. Prehn/B. Kastens, Akzeptanzfaktoren grüner Wasserstoffprojekte in 

Schleswig-Holstein (No. 13), Institut für die Transformation des Energiesystems, 2025, 

https://doi.org/10.48591/crkv-m775 

• F. Schiller/B. Kastens/K. Prehn, Implementing Hydrogen Projects in Complex Socio-Economic 

Environments. Sustainability (Switzerland), 17(11), 2025, 

https://doi.org/10.3390/su17115197 

• F. Schiller/K. Prehn/P. Knebel/G. Gehlert, Electrolysis and waste heat utilisation in the 

sustainable transition of Germany’s energy system. Resources, Conservation and Recycling 

Advances, 23(September), 2024, 200231. https://doi.org/10.1016/j.rcradv.2024.200231 

• L. Thiessen/F. Schiller/T. Warszta/K. Holts, Berufe und Kompetenzen für die 

Wasserstoffwirtschaft. In HYSH (Ed.), Wasserstoffforschung SH Kompakt, 2024 (pp. 50–54). 

HYSH. 

• R. Weiss/B. Eisenstein, B/F. Schiller, Zur Wahrnehmung unterschiedlicher Energieformen und 

ihrer Anlagen. Wirtschaftspsychologie, 26, , 2024, S. 4–17. 

• S. Freitag/C. Kisker/C. Buchmüller, Regelungsansätze für die Netz- und Systemdienlichkeit von 

Elektrolyseuren (Teil 2), EnWZ 2024, S. 451 – 456 

• S. Freitag/C. Kisker/C. Buchmüller, Regelungsansätze für die Netz- und Systemdienlichkeit von 

Elektrolyseuren (Teil 1), EnWZ 2024, S. 392 – 396 

• C. Kisker, Der Referentenentwurf des BMUV zur Novellierung der 38. BImSchV, EnK-Aktuell 

2024, 010429 

• T. Cors, M. Fliedner, K. Völtzer K., D. Hustadt, Green hydrogen value chain design under 

uncertainty, Design and Planning of Complex Systems - Police Force and Energy Planning. 

Dissertation Uni Hamburg, pp. 95–151, 2024 

• D. Wekerle/A. Hackbarth/K. Völtzer, Vorstellung einer ökonomischen Fahrweise für eine 

Wasserstoff-Methanol Prozesskette – Westküste100, Wasserstoff-Forschung SH KOMPAKT 

Sammelband: Beiträge zum HY.SH Forschungssymposium 2024 
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• S. Freitag/C. Kisker, Regulatorische Rahmenbedingungen für den Einsatz von Wasserstoff im 

Wärmesektor, Konferenzband der 1. Konferenz zur Norddeutschen Wärmeforschung, Oktober 

2023 

• S. Freitag/C. Kisker, Die Nationale Wasserstoffstrategie 2.0: Ein kohärenter Handlungsrahmen 

für die Beschleunigung des Hochlaufs der Wasserstoffwirtschaft? Schriftenreihe interdiszipli-

näre Energieforschung des ITE, Heft 11, Juli 2023 

• C. Kisker/S. Freitag, Wasserstoff-Kernnetz: Der Kabinettsbeschluss vom 24.05.2023 als Start-

schuss eines Wasserstoffnetzes, EWeRK 2023, S. 107 – 116 

• C. Kisker/C. Buchmüller, Wann ist Wasserstoff grün? Die Strombezugskriterien für die Erzeu-

gung von erneuerbarem Wasserstoff im delegierten Rechtsakt der Europäischen Kommission 

nach Art. 27 Abs. 3 UAbs. 7 RED II, Schriftenreihe interdisziplinäre Energieforschung des ITE, 

Heft 9, Mai 2023  

• K. Prehn/F. Schiller/P. Knebel/G. Gehlert, Wärmenutzung der Elektrolyse - eine (zu) wenig 

realisierte Option? 1. Konferenz Zur Norddeutschen Wärmeforschung, 1–6, 2023, 

https://publikationsserver.hawk.de/servlets/MCRFileNodeServlet/hawk_derivate_00000089

/NWF2023_Fachartikel_Prehn_Katharina.pdf 

• C. Kisker/D. Baumann, Innovative Konzepte zur wasserstoffbasierten Stromspeicherung gem. 

§ 39o EEG, ZNER 2022, S. 547 – 554 

• C. Buchmüller, Die Rolle synthetischer Kraftstoffe in Energie- und Verkehrswende, in: Rodi 

(Hrsg.), Klimaschutzrecht, 2022, S. 431 – 448 

• C. Buchmüller/M. Hemmert-Halswick, Infrastruktur (für synthetische Kraft- und Brennstoffe), 

in: Rodi (Hrsg.), Klimaschutzrecht, 2022, S. 471 – 486 

• F. Schiller, Eine inhaltliche und strukturelle Analyse von Tweets - Beispiele von Unternehmen 

aus der Energiewirtschaft, 2022, Schriftenreihe Interdisziplinäre Energieforschung des ITE, 

Band 6, 2022, https://doi.org/10.48591/wb1w-2e08 

• T. Fedosenko-Becker/M. Becker/M. Berger, Comparison and Choice of the Greenhouse Gas 

Accounting Method for a Model Region in Germany, 2022, 10.1007/978-981-19-0379-3_4 

• G. Gehlert/F. Schiller/M. Hammer/A. Träger, A., Exergetic analysis of hydrogen utilisation 

pathways – Part 1: Energy supply in buildings. International Journal of Hydrogen Energy, 2022, 

47(8), 5019–5035. https://doi.org/10.1016/j.ijhydene.2021.11.195 
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• M. Hemmert-Halswick/S. Freitag, Wasserstoff-Update im EEG 2021: Abkehr von der doppelten 

Branchenzugehörigkeit bei der besonderen Ausgleichsregelung, EWeRK 2021, S. 71 – 77 

• M. Hemmert-Halswick/S. Freitag, Errichtung eines Elektrolyseurs durch Netzbetreiber – Ge-

nehmigungsfähigkeit als Investitionsmaßnahme nach § 23 ARegV?, IR 2021, S. 98 – 100 

• C. Buchmüller, Die energie- und regulierungsrechtlichen Baustellen auf dem Weg zur Wasser-

stoffwirtschaft, ZUR 2021, S. 195 – 203 

• K. Prehn/F. Schiller, F, Wasserstoff in den Wahlprogrammen zur Deutschen Bundestagswahl 

2021. Schriftenreihe Interdisziplinäre Energieforschung des ITE, Band 5, 2021 
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Vorträge im Zusammenhang mit dem Projekt WESTKÜSTE100: 

• D. Wekerle/A. Hackbarth/K. Völtzer, Efficiency Improvements For A Synergetic Hydrogen-

Methanol Process Chain Using A Seasonal Schedule, 2025 11th International Conference on 

Control, Decision and Information Technologies CoDIT 2025 | Split, Croatia / July 15-18, 2025 

• C. Buchmüller, Aktuelle Rechtsfragen zu Strompreisbestandteilen, THG-Quote und Indust-

riequote, Aktuelle Entwicklungen in der Wasserstoff-Regulatorik – Gemeinsame Veranstaltung 

des Clusters Erneuerbare Energien Hamburg und der Landeskoordinierungsstelle Wasserstoff-

wirtschaft Schleswig-Holstein, 19. September 2024 in Lübeck 

• C. Buchmüller, Der Rechtsrahmen für den Import von nachhaltig erzeugtem Wasserstoff und 

Derivaten, 3. HY.SH-Forschungssymposium, 12. September 2024 in Lübeck 

• C. Buchmüller/C. Kisker, Rechtliche Rahmenbedingungen für grüne H2-Projekte in Deutsch-

land, Gesellschaft für Energie und Klimaschutz Schleswig-Holstein GmbH (EKSH), ENERGIE-

WENDE.KOMPAKT - Die digitale Reihe zur Energiewende in SH, 20. Juni 2024 

• C. Buchmüller, Die Bedeutung des Rechtsrahmens für industrielle Wasserstoffprojekte am Bei-

spiel von Westküste100, 5. Wasserstofftag des Wasserstoffnetzwerkes Nordostniedersachsen 

H2.N.O.N, 04. Dezember 2023 in Stade 

• C. Kisker, Die Anforderungen an grünen Wasserstoff in RED II/III und 37. BImSchV, WAB e.V., 

Legal Offshore Day 2023, 08. November 2023 in Bremen 

• C. Buchmüller, Die Delegierten Rechtsakte der Europäischen Kommission zur RED II und ihre 

Umsetzung in nationales Recht, „Kaffee, Tee und Wasserstoff“, watt_2.0-Forum auf der 

HUSUM WIND 2023, 12. September 2023 in Husum 

• C. Buchmüller, Nationale Umsetzung der Delegierten Rechtsakte nach der RED II über die THG-

Quote, dena, Transfer-Kongress Wasserstoff – Schlaglichter aus den Reallaboren, 18. April 

2023 in Berlin 

• C. Kisker, Die Anforderungen an grünen Wasserstoff: Ein Update zum neuen Entwurf des Dele-

gierten Rechtsakts, Landeskompetenzzentrum Wasserstoffforschung Schleswig-Holstein, We-

binar HY.SH Lunch-Break, 02. März 2023 

• C. Buchmüller, Startschuss für die Wasserstoffwirtschaft? Der Delegierte Rechtsakt der Euro-

päischen Kommission, Wasserstoff-Beirat des Kreises Dithmarschen, 27. Februar 2023 in Heide 
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• C. Buchmüller, Bedeutung und Anforderungen des delegierten Rechtsakts der EU-Kommission, 

WAB e.V., Legal Offshore Day 2022, 09. November 2022 in Bremen 

• C. Kisker, Neues aus dem Osterpaket: Die wasserstoffbasierte Stromspeicherung nach § 39o 

EEG, HY.SH Exkursion „Wasserstoffforschung hautnah erleben", 09. September 2022 in Heide 

• C. Kisker, Update zum Delegierten Rechtsakt zur Definition von grünem Wasserstoff nach Art. 

27 Abs. 3 RED II, Landeskompetenzzentrum Wasserstoffforschung Schleswig-Holstein, 

Webinar HY.SH Lunch-Break, 02. Juni 2022 

• C. Buchmüller, Aktuelle Entwicklungen im Rechtsrahmen für grünen Wasserstoff, Landeskom-

petenzzentrum Wasserstoffforschung Schleswig-Holstein, Webinar HY.SH Lunch-Break, 18. 

Mai 2022 

• C. Buchmüller, Regulatorische Rahmenbedingungen einer Wasserstoffwirtschaft, Wasserstoff-

Beirat des Kreises Dithmarschen, 16. Mai 2022 in Heide 

• C. Kisker, Flugscham ade? Kommt jetzt das grüne Kerosin?, Future Energies Science Match 

2021, 01. Dezember 2021 

• C. Buchmüller, Erfahrungen beim Projekt WESTKÜSTE100, WAB e.V., Legal Offshore Day 2021, 

03. November 2021 in Hamburg 

• C. Buchmüller, Wasserstoff und klimaneutrale Gase - Anforderungen an Infrastrukturregulie-

rung und neue Marktmodelle, Vorstandsworkshop „Wasserstoff und klimaneutrale Gase“ der 

BDEW-Landesgruppe Nord, 31. März 2021 

• C. Buchmüller, Energie- und Regulierungsrecht für Wasserstoff - Status Quo und Handlungs-

bedarf, H2.0-Konferenz 2020, 12. November 2020 in Husum 

• C. Buchmüller, Energie- und regulierungsrechtliche Rahmenbedingungen der Wasserstoffwirt-

schaft, Tagung „Grüner Wasserstoff im Recht“, Verein für Infrastrukturrecht, 05. November 

2020 in Bremen 

 

 


